
6 Mythen über Weihnachten, die
wir  dem  Kapitalismus  zu
verdanken haben
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Weihnachten:  Besinnlichkeit,  Liebe  und  tolle  Geschenke  –  oder?!  Vielen
dürfte klar sein, dass es sich hier um Mythen handelt, die für die meisten
Menschen in der Realität komplett anders aussehen. Denn die unbeschwerte
Weihnachtszeit  voller Magie und Vorfreude, wie wir sie aus Erzählungen
kennen und auf die wir jedes Jahr erneut hoffen, ist eine sorgfältig fabrizierte
Illusion des Kapitalismus.

So  schön  und  erstrebenswert  sie  auch  erscheinen  mag:  Gerade  jene
kapitalistischen Gesellschaftsstrukturen halten uns davon ab, im Dezember
(und auch im Rest des Jahres) eine wirklich schöne Zeit zu verbringen. In
diesem Artikel wollen wir uns sechs Mythen konkret anschauen.

Mythos 1: Weihnachten ist das Fest der Liebe
und der Familie
In  Werbungen und Weihnachtsfilmen können wir  es  sehen:  die  liebende
Familie, die sogar für den rassistischen Onkel noch einen Platz am Tisch frei
hat,  in  der sich niemand streitet  (schon gar nicht  über Politik)  und alle
zufrieden sind. Klingt zu schön um wahr zu sein, und so ist es auch, wenn wir
uns die Zahlen dazu anschauen: 30% der Familien berichten von großen
Streitigkeiten und 60% von massiven Beziehungsproblemen.

Wenn  der  Stress,  die  Überreiztheit  und  die  enthemmende  Wirkung  von
Alkohol aufeinandertreffen, können lebensbedrohliche Situationen entstehen.
Um Weihnachten herum ist  die Zahl der Femizide so hoch wie während
keiner anderen Jahreszeit, niemals gibt es so viel Gewalt gegen Kinder. Die
räumliche Enge, die Abschottung von sozialen Kontakten und Rückzugsorten
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außerhalb  der  Familie,  sowie  der  erschwerte  Zugang  zu  medizinischer
Versorgung führen dazu, dass die Überfüllung der Frauenhäuser jetzt gerade
ihren jährlichen Höchststand erreicht.

Diese Umstände sind auf die Veränderungen innerhalb der kapitalistischen
Strukturen zurückzuführen: Früher wurde das Fest in der Dorfgemeinschaft
begangen,  nicht  abgelegen  im  trauten  Familienheim.  Doch  die
Industrialisierung und der Wegzug vieler Arbeiter:innen in die Städte führte
zu einer immer größeren Entfremdung von der Gemeinschaft  und einem
Rückzug  in  die  Familie.  Für  die  kleinbürgerliche  Familie  konnte  ein
besonders  schönes,  pompöses  Weihnachtsfest  zu  einer  Abgrenzung
gegenüber dem ärmlichen Industrieproletariat werden. Während die Kinder
der  bürgerlichen Haushalte  mit  neuen Spielzeugen überschüttet  wurden,
bekamen  die  ärmeren  Kinder  nichts  Vergleichbares.  Besonders  die
Spielzeugindustrie  hatte  einen großen Einfluss  darauf,  dass  Weihnachten
zum „Fest des Kindes“ werden konnte, denn kaum eine andere Zeit im Jahr
bietet so viele Möglichkeiten, den Umsatz anzukurbeln.

Dabei muss hinzugefügt werden, dass die Erfindung von Kinderspielzeug ihre
Grundlage in der Wegentwicklung von den feudalen Lebensverhältnissen hat.
Erstmals  wurde  die  Kindheit  als  ein  eigener,  beachtenswerter
Lebensabschnitt begriffen, den es mit Erziehung und Bildung zu füllen galt.
Die  Kinder  der  städtischen  Gesellschaft  sollten  vom  „echten  Leben“
ferngehalten werden, wohingegen sie früher ein normaler Teil davon sein
durften, und wenn sie noch so klein waren.

Um  der  Entmündigung,  Vereinsamung  und  der  Abhängigkeit  vom
Familienfrieden entgegen zu wirken, treten wir für die Vergesellschaftung
von  Hausarbeit  und  Wohnraum  ein,  um  zu  einem  neuen,  solidarischen
Gemeinschaftsgefühl zu kommen, bei dem niemand auf der Strecke bleiben,
geschweige denn in den Wintermonaten auf der Straße erfrieren muss.

Mythos  2:  Früher  gab  es  mehr  Schnee  an



Weihnachten!
Weiße Weihnachten gibt es nicht mehr und Schuld ist der Klimawandel –
oder?  Wir  wollen  hier  sicherlich  nicht  leugnen,  dass  sich  die
Durchschnittstemperaturen  im  Dezember  in  den  letzten  Jahren  und
Jahrzehnten erhöht haben. Aber mit dem Mythos der weißen Weihnachten
müssen wir trotzdem brechen. Denn in vielen Regionen war es schon früher
eine Ausnahme, wenn an Weihnachten Schnee lag.

Klassischerweise  wird  auch  vom  „Weihnachtstauwetter“  gesprochen,
während der Januar der schneereichste Monat des Jahres ist. Deshalb waren
viele  Weihnachtskartenmotive bis  zur  ersten Hälfte  des 19.  Jahrhunderts
eher  herbstlich  bis  frühlingshaft,  bis  es  möglich  wurde,  Postkarten  zu
verschicken. Motive aus Neuengland wurden populär, wo Ende Dezember
Schnee lag.  Außerdem nahm in  Europa der  Alpentourismus zu,  und zur
Weihnachtszeit wurden aus diesen Regionen Postkarten mit Schneemotiven
verschickt.  Durch  das  Schüren  der  Sehnsucht  nach  Schnee  wurde  das
Tourismus-Marketing weiter angekurbelt. Wer Lust auf weiße Weihnachten
hatte, musste wegfahren. Die alpine Wirtschaft freut sich nach wie vor, wenn
die Umsätze in die Höhe schießen, während die Natur in den Bergen unter
dem Skitourismus leidet.

Heute  kann  die  Besinnung  auf  weiße  Weihnachten  auch  konservativ
angehaucht sein, in Form der Romantisierung der „guten, alten Zeiten“, in
denen das Leben noch in den richtigen Bahnen zu verlaufen schien, ohne
öffentliche Liebesbekundungen von queeren Personen oder gar „gendern“.
Auch  die  romantische  Verklärung  des  Weihnachtsfests  durch
Weihnachtslieder und Romane wie „Eine Weihnachtsgeschichte“ von Charles
Dickens führten zu dem Bild, dass an Heiligabend dicke Schneeflocken fallen
und der Weihnachtsmann mit dem Schlitten kommen muss.

Mythos  3:  Der  Weihnachtsmann  trug  schon
immer rot!
Apropos Weihnachtsmann:  Klassischerweise trägt  der ja  rot  und erinnert
aufgrund  seines  Bartes  manche  von  uns  an  Karl  Marx.  Doch  der



Weihnachtsmann ist alles andere als ein Marxist, denn jedes Jahr aufs Neue
bringt er den reichen Kindern viel  mehr und teurere Geschenke als den
armen  Kindern.  Das  führt  nicht  nur  zu  Enttäuschung  unterm
Weihnachtsbaum und einem schlechten Gewissen bei den Eltern, sondern
auch  zu  Ausgrenzung  in  der  Schulklasse  für  viele,  die  nicht  mit
Markenklamotten oder den neuesten technischen Geräten glänzen können.

Das Bild des Weihnachtsmannes in Rot  ist  eine Leistung der Marketing-
Abteilung  von  Coca-Cola,  welche  dieses  Bild  seit  vielen  Jahrzehnten  mit
globalen Werbekampagnen prägt. Den Weihnachtsmann selbst gab es schon
vorher: Er wurde im 16. Jahrhundert zum Leben erweckt und anschließend
mit einem anderen Volksmärchen verbunden: dem Sankt Nikolaus, einem
griechischen  Bischof,  der  angeblich  Nonnen  aussendete,  um den  Armen
Geschenke  für  ihre  Familien  zu  überbringen.  Daher  stammt  auch  der
englische Name „Santa Claus“.

Von diesem Gedanken ist heute wenig übrig geblieben, doch im Geiste dieser
Tradition (Achtung: Ironie!) sollten wir uns für ein Mindesteinkommen für
Jugendliche,  Schüler:innen  und  Studierende  einsetzen,  angepasst  an  die
Lebenssituation im jeweiligen Land, durch die Besteuerung von Reichtum
und  Kapi ta l ,  sowie  für  d ie  Ente ignung  der  Betr iebe  unter
Arbeiter:innenkontrolle, damit es der Armut nicht nur an Weihnachten an
den Kragen geht!

Mythos 4:  Die  Weihnachtszeit  ist  besinnlich
und friedlich
Die  Weihnachtszeit  ist  ja  sooo  besinnlich,  klar:  Geschenke,  Deko,  Essen
planen  und  organisieren,  putzen  und  nebenbei  auch  noch  Überstunden
machen – läuft! Das trifft hinsichtlich der Hausarbeit und des Mental Load
besonders Frauen, aber dazu erfahrt ihr in dem morgigen Artikel mehr.

Was noch hinzukommt ist, dass Frauen aufgrund ihrer Verpflichtungen im
Haushalt  auch  oft  im  Niedriglohnsektor  angestellt  sind,  oft  auch  mit
mehreren  Mini-  oder  Teilzeitjobs,  um  flexibel  für  die  Kinder  sorgen  zu
können.  Die  Arbeiter:innen  in  diesem  Sektor  müssen  während  der



Weihnachtszeit  besonders  hart  ackern.  Denn  wo  sollen  die  Geschenke
herkommen, wenn nicht aus den Läden, die in manchen Städten auch noch
zum verkaufsoffenen Sonntag einladen? Das Gleiche gilt natürlich auch für
die  Gastronomie,  die  Logistik-  und  Paketdienste.  Schlechte
Arbeitsbedingungen,  wenig  Lohn,  Überstunden  und  im  schlimmsten  Fall
auch  noch  Kund:innen,  die  wütend  werden,  wenn  irgendetwas  nicht
funktioniert,  wie  sie  es  möchten.  Das  ist  die  Realität  von  vielen,  damit
Weihnachten für alle anderen zum Erfolg werden kann.

Hier  sollten  wir  für  Lohnerhöhungen  und  Inflationsausgleiche  eintreten,
sowie,  wie  bereits  erwähnt,  die  Frage  der  Enteignung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  aufwerfen.  Denn  nur  im  Sozialismus  wäre  es
anschließend möglich, die gesamtgesellschaftliche Arbeitszeit zu verringern,
damit nicht nur Weihnachten ruhig und besinnlich werden kann. Wir können
zwar  jetzt  schon  beispielsweise  für  eine  4-Tage-Woche  bei  vollem
Lohnausgleich eintreten, jedoch ermöglicht erst die demokratisch-geplante
und  bedarfsorientierte  Wirtschaftsweise  einen  derartigen  Fortschritt,  da
auch viel weniger produziert werden müsste, wenn nicht “der Markt“ (aka
die Kapitalist:innen) die Produktion bestimmt, sondern die Arbeiter:innen.
Des Weiteren können auch so Ressourcen für Innovationen in der Produktion
frei gemacht werden, um die Prozesse noch effektiver zu gestalten.

Auch für Schüler:innen bedeutet die Weihnachtszeit Stress: Kurz vor den
Ferien stehen zahlreiche Klausuren an, und schon kurz nach den Ferien geht
es weiter mit den Halbjahreszeugnissen. Von Leistungsdruck, Notenterror
und dem ständigen Lernen gibt es kaum eine Verschnaufpause. Kann da
wirklich noch von Besinnlichkeit die Rede sein?

Mythos  5:  Selbstlosigkeit  und  Mitgefühl
gehören  zum Weihnachtsfest  dazu!
Frieden und gute Taten gehören für viele zu den Weihnachtstraditionen dazu,
besonders  für  wohlhabende  Menschen.  Dann  schauen  sie  Filme  mit
rührseligen Botschaften an, packen Geschenke für Kinder aus bedürftigen
Familien ein, sind besonders nett zu Obdachlosen und spenden an NGOs.



Was erst einmal toll klingt, hat natürlich einen konkreten Zweck: Wer sich
einmal  im  Jahr  durch  eine  Spende  an  die  Tafel  oder  das  Tierheim das
Gewissen reinwäscht, braucht nicht wirklich für Veränderungen eintreten.
Dann kann man weiterhin die SPD wählen und Kürzungen des Bürgergeldes
befürworten,  anstatt  für  gesellschaftliche Veränderungen einzutreten,  mit
denen Obdachlosigkeit und Armut auf den Scheiterhaufen der Geschichte
geworfen werden können.

Eine solche Perspektive können uns NGOs nicht bieten, denn wenn sie im
Kapitalismus bestehen wollen,  dann müssen sie zu einem gewissen Grad
auch nach  dessen  Regeln  spielen.  Auch,  wenn nicht  alle  von  ihnen  nur
Kapitalinteressen vertreten, dienen Stiftungen wie die Bill & Melinda Gates
Foundation  dazu,  den  Kapitalist:innen  ein  menschlicheres  Antlitz  zu
verleihen  und  das  System dadurch  zu  stabilisieren.  Wir  brauchen  keine
privaten Vereine, die sich mit ihrer Wohltätigkeit inszenieren und sich dabei
große  Teile  der  Spenden  in  die  eigene  Tasche  stecken,  sondern  eine
konsequente Verstaatlichung der Bildungs- und Gesundheitssektoren, damit
unser Wohlergehen eben nicht länger von willkürlicher Spendenbereitschaft
abhängt!

Auch  Geschenke,  mit  deren  Einnahmen  vermeintlich  soziale  Zwecke
unterstützt werden, wie beispielsweise handgefertigte Kerzen oder andere
Produkte  aus  Behindertenwerkstätten,  sollen  nur  die  dortige
Überausbeutung  verschleiern.  Anstatt  eines  Lohns  bekommen  die
Arbeiter:innen dort ein sogenanntes „Taschengeld“ in Höhe von 1,46€ die
Stunde. Zynischer geht es also gar nicht!

Ebenso zynisch ist es, wenn Arbeiter:innen in der Weihnachtszeit den einen
oder  anderen  Happen  von  den  Kapitalist:innen  vorgeworfen  bekommen:
Weihnachtsfeiern, bei denen Essen und Getränke auf den Nacken des Chefs
gehen sowie 20 Euro Wunschgutscheine statt Weihnachtsgeld dienen nur der
kleinstmöglichen Befriedung der Arbeiter:innen, um den Frust aufgrund der
Krise und Inflation etwas abzuschwächen, anstatt einfach mal ein höheres
Gehalt zu zahlen. Altruismus sieht anders aus!



Mythos 6: Die Weihnachtszeit macht dick!
Über die Weihnachtszeit nimmt man zu – logisch, wenn man die ganze Zeit
von Leckereien und fettigen Speisen umgeben ist. Aber Moment mal, die
Statistiken  zeichnen  ein  ganz  anderes  Bild:  Die  „Weihnachtspfunde“
betragen im Durchschnitt 370 Gramm, das ist weniger als ein halbes Kilo und
damit wirklich nicht der Rede wert.

Warum hält sich dieser Mythos dennoch so hartnäckig?! Dafür sollten wir
einen Blick darauf werfen, was direkt nach Weihnachten ansteht: Richtig, der
Jahreswechsel.  Zu  einem  der  beliebtesten  Neujahrsvorsätzen  gehört  es,
abzunehmen. Deshalb schießen die Mitgliedszahlen in den Fitnessstudios zu
Beginn  des  Jahres  massiv  in  die  Höhe:  um  ca.  30%  steigen  die
Neuanmeldungen im Januar und Februar. Damit die Diätindustrie mitsamt
Abnehmpillen,  Schönheits-OPs,  Fitnessstudio-Mitgliedschaften  und  Sport-
Equipment was reißen kann, wird der Irrglaube der „Weihnachtspfunde“ in
unsere Köpfe gepflanzt.

Neujahr  ist  die  perfekte  Gelegenheit,  um die  christlichen  Tugenden  der
Mäßigung, des Fastens und des Verzichts zu Geld zu machen. Nicht umsonst
wird  Schokolade  mit  Vokabeln  wie  Sünde,  Verführung  und  Versuchung
beworben. Erst sollen wir zu Weihnachten die Waren kaufen und essen, und
anschließend sollen wir uns dafür schlecht fühlen und Buße leisten, weil wir
uns durch die christliche Todsünde der „Völlerei“ von Gott abgekehrt haben.

Es wird verlangt, dass wir außer Acht lassen, dass Essen ein Grundbedürfnis
ist,  und  uns  von  unserem eigenen  Körper  entfremden,  indem wir  unser
Hungergefühl als einen bösen Trieb verstehen, der bezwungen werden muss,
um näher am „Heiligen“ und weniger abhängig vom „Weltlichen“ zu sein.

Wir sind dagegen, dass die Marketing-Abteilungen der Schönheitsindustrie
uns einreden, unsere Körper wären nicht gut genug. Daher sagen wir: Gegen
die unterdrückerischen Schönheitsideale in Werbung und Medien! Enteignet
die großen Medienhäuser und die kulturschaffende Industrie!



Gute Fragen, gute Antworten: 5
Fragen  zu  Frauen,  Patriarchat
und Krieg
von Aventina Holzer  /  Jaqueline Katherina Singh,  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

1. Patriarchat schafft Krieg?
„Kriege  werden von  Männern  ausgelöst“,  „Mächtige  Männer  setzen  ihre
Interessen über die Köpfe der anderen durch“ und „Krieg ist männlich“ sind
Aussagen, die einem häufig über den Weg laufen. Wenn man sich die Realität
anschaut,  könnte  man  dem  auf  den  ersten  Blick  zustimmen.  Die
überwiegende Mehrheit  der Regierungschef:innen sind Männer und auch
fernab  von  Amtsträger:innen  hat  Gewalt  überwiegend  ein  männliches
Gesicht.

Das Problem an diesen Sätzen ist jedoch, dass man eine falsche Systematik
oder gesellschaftliche Problematik herausarbeitet. Es scheint so, dass Kriege
entstehen,  da  oftmals  Männer  Entscheidungsträger  sind.  Dies  ist  ein
Ergebnis des Patriarchats, welches sich durchgesetzt und reproduziert hat
durch männliche Gewalt. Damit wird einem unterschwellig suggeriert, dass
es „in der Natur“ von Männern liege, gewalttätig zu sein.

Doch Kriege entstehen nicht  einfach durch individuelle  Willkür.  Sie  sind
selbst ein Produkt von Klassengesellschaften. Im Kapitalismus sind sie oft
Ergebnis ökonomischer Konkurrenz mit dem Ziel jeweiliger Nationen bzw.
Kapitalfraktionen,  sich  eigene  Einflusssphären  zu  sichern  –  auf  Kosten
anderer. Krieg scheint männlich, da eben viele Männer für die Kriegsführung
und -erklärung verantwortlich sind. Das suggeriert sehr stark, dass es anders
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wäre,  wenn  Frauen  in  diesen  Positionen  sind.  Annalena  Baerbock  oder
Hillary Clinton und ihre „feministische Außenpolitik“ lassen grüßen. In der
Realität  schicken  diese  aber  ebenso  Waffen,  um  die  Interessen  ihrer
jeweiligen herrschenden Klasse zu vertreten. Sie sind nicht freundlicher oder
rationaler,  nur  weil  sie  Frauen sind.  Davon auszugehen,  verschleiert  die
tatsächlichen Verhältnisse und den realen patriarchalen Aspekt von Kriegen
enorm, während man gleichzeitig tradierte Rollenbilder reproduziert.

Ähnliches gilt für männliche Gewalt an sich. Gewalt ist nicht nur eine Frage
von individueller  Mentalität,  Erziehung oder  Tendenz.  Es  ist  nichts,  was
„natürlich“  in  Männern  existiert,  sondern  Ergebnis  historischer
Unterdrückung – von Frauen, aber auch und vor allem von Klassen oder im
Kapitalismus von Kolonialvölkern und Nationen.

Somit ist die Aussage „Patriarchat schafft Krieg“ nicht nur eine sehr, sehr
vereinfachte Analyse von Patriarchat  als  „männlicher Dominanz“ und ein
Abschieben der Schuld auf „die“ Männer. Darüber hinaus vermittelt es zwei
we i te re  prob lemat i sche  Ideen .  Zum  e inen  en ts teh t  e ine
Diskussionsverschiebung.  Es  wird  sich  darauf  konzentriert,  welches
Geschlecht  den Krieg führt und verwaltet. Doch eigentlich geht es dabei um
die Durchsetzung von Klasseninteressen, um geopolitische und strategische
Machtverschiebungen. Diese haben zwar massive negative Auswirkungen auf
FLINTA-Personen, aber auch auf die männliche Arbeiter:innenklasse, die als
Kanonenfutter für die herrschende Klasse eingesetzt wird.

Das  zweite  Problem mit  der  Aussage „Patriarchat  schafft  Krieg“  besteht
darin,  dass  alle  Kriege  als  reaktionär  erscheinen.  Das  ist  grundfalsch.
Antikoloniale und antiimperialisische Befreiungskriege, Bürger:innenkriege
oder  Kriege  zur  Verteidigung  einer  sozialen  Revolution  tragen  einen
fortschrittlichen  Charakter.  Die  Abschaffung  des  Kapitalismus  und  der
Frauenunterdrückung sind letztlich ohne sozialistische Revolution, d. h. ohne
gewaltsame Erhebung der Unterdrückten unmöglich. Abstrakte, ahistorische
Phrasen,  die  den  Unterdrückten  einen  allgemeinen  Gewaltverzicht
nahelegen, entwaffnen sie letztlich nur. Sie tragen ungewollt dazu bei, jene
Verhältnisse  –  kapitalistische Ausbeutung und Frauenunterdrückung –  zu
verewigen, die sie zu bekämpfen vorgeben.



2. Warum gibt es Krieg im Kapitalismus?
Wer effektiv gegen Krieg kämpfen will, muss auch verstehen, was dessen
Wurzel ist. Spoiler: es sind nicht einzelne, verwirrte Staatsoberhäupter oder
die grundlegende „Natur“ des Menschen.  Die Erklärung ist  eine andere.
Dabei ist wichtig anzuerkennen, dass das grundsätzliche Verhältnis zwischen
den Akteur:innen im Kapitalismus die Konkurrenz ist. Jede/r muss für sich
selber schauen, wo er/sie bleibt, und darum kämpfen, dass er/sie nicht von
anderen Kapitalist:innen abgehängt wird oder am besten sogar schneller als
Elon Musk zum Mars fliegt. Dieser Konkurrenzkampf durchzieht die gesamte
Gesellschaft.  Somit stehen auch die Besitzer:innen der Fabriken und des
Kapitals, also die Kapitalist:innen, miteinander in stetigem Kampf darum, wer
die meisten Profite bekommt, um mit diesen neue Investitionen zu tätigen
und somit zu wachsen und immer größere Teile der Wirtschaft in der eigenen
Hand zu  vereinen.  Doch  Profite  zu  machen,  ist  nicht  so  einfach  in  der
heutigen Welt.

Unsere aktuelle Epoche zeichnet sich dadurch aus, dass jeder Winkel der
Welt  unter  die  konkurrierenden  Kapitale  aufgeteilt  ist.  Beispielsweise  in
Deutschland  wird  beinahe  alles  bewirtschaftet  und  der  Bedarf  an  den
meisten Sachen ist befriedigt. Also muss man raus aus Deutschland und in
anderen Teilen der Welt investieren, wo noch was zu holen ist. Und da sich
alle  Imperialist:innen  unter  Konkurrenzdruck  befinden,  hat  man  unter
Umständen  auch  gar  keine  andere  Wahl,  als  diese  Kriege  um
Wirtschaftswege  (westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume  (Mali)  oder
geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan) zu führen, da
man ansonsten von den Kapitalist:innen in anderen Ländern bedroht wird
oder vielleicht sogar abgehängt. Im Prinzip ist also Politik die zugespitzte
Form  der  ökonomischen  Konkurrenz  (wie  beispielsweise  durch
Handelsabkommen oder  Troikapolitik  gezeigt)  und Krieg die  Fortführung
dieser mit anderen Mitteln.

Als revolutionäre Marxist:innen erkennen wir auch an, dass Kriege einen
unterschiedlichen  Charakter  tragen,  je  nach  dem  der  Kriegsziele  der
beteiligten Kräfte und Klassen. So besitzen beispielsweise solche zwischen
imperialistischen Mächten einen reaktionären Charakter, während wir die



unterdrückter  Nationen und halbkolonialer  Länder gegen imperialistische
Staaten als berechtigt und unterstützenswert betrachten.

So weit eine knappe Antwort auf eine komplexe Frage.

3. Treffen Kriege Frauen stärker?
Die Antwort ist:  jein. Kriege versetzen die gesamte Bevölkerung in einen
Ausnahmezustand.  Die  Zunahme  von  Nationalismus,  Zerstörung  der
Infrastruktur oder Mobilmachung haben Auswirkungen auf alle. Frauen sind
dabei teilweise stärker oder spezifisch betroffen. Dies liegt darin begründet,
dass der Krieg bereits vorhandene Frauenunterdrückung massiv verstärkt
oder jedenfalls es tun kann. Er muss es aber nicht, wenn Frauen selbst eine
aktive,  ja  führende  Rolle  in  Befreiungs-  oder  Bürger:innenkrieg  für  die
fortschrittliche Seite spielen.

Die Auswirkungen lassen sich dabei grob in direkte sowie indirekte einteilen.
Beispielsweise fördert der Zusammenbruch der medizinischen Infrastruktur
eine höhere Sterblichkeit von Geburten und die kriegsbedingte Zunahme an
Frühwitwen führt meist zu schlimmerer Altersarmut von Frauen, die noch
jahrelang anhält. Ein spezifisches Merkmal von Kriegen ist der Anstieg von
Gewalt gegen Frauen. Herauszustellen hierbei ist, dass diese nur teilweise
zunehmen, weil die Lebensbedingungen schlechter werden.

Vielmehr muss Gewalt gegen Frauen – hierbei vor allem Vergewaltigung –
auch als gezielte Waffe verstanden werden zur ethnischen Säuberung und
Demoralisierung.  Beispielsweise  wurde  im  Jahr  1994  Ruanda  von  einem
Völkermord heimgesucht. Man schätzt, dass in etwas mehr als hundert Tagen
fast eine Million Menschen getötet wurden. Im gleichen Zeitraum wurden
schätzungsweise 250.000 bis 500.000 Tutsifrauen vergewaltigt. Insbesondere
in  diesem  Jahrhundert  gibt  es  zahlreiche  Belege  für  massive
Vergewaltigungen  als  Kriegsphänomen.  Ein  weiteres  Beispiel  finden  wir
1937, wo in einem Monat 20.000 Frauen von Japanern in Nanjing (früher:
Nanking; China) vergewaltigt wurden.

Auffällig ist, dass die Täter nur selten strafrechtlich verfolgt werden. In der



Machel-Studie  wird  darauf  hingewiesen,  dass  beispielsweise  nur  8  Täter
angeklagt wurden, obwohl die Zahl der Vergewaltigungen im ehemaligen
Jugoslawien auf 20.000 geschätzt wird. Ziel der systematisch betriebenen
Übergriffe ist es, der Gesamtbevölkerung der Gegenseite zu schaden – auch
langfristig, weil die Reproduktionsfähigkeit beschädigt wird, etwa wenn in
bestimmten  Kulturen  die  Frau  als  Heiratspartnerin  nach  einer
Vergewaltigung  nicht  mehr  infrage  kommt.  Es  wird  also  nicht  nur  der
einzelnen Frau mit diesem Kriegsverbrechen geschadet, sondern der ganzen
Gruppe.

4. Was ist mit der Carearbeit?
Dadurch,  dass  größtenteils  Männer  eingezogen  werden  sowie
Haushaltseinkommen  schrumpfen,  gibt  es  starke  Veränderungen  in  der
Verteilung der  Hausarbeit  sowie  auf  dem Arbeitsmarkt.  Kurzum:  Frauen
agieren hierbei als flexible Reservearmee von Arbeitskräften, die je nach
Situation aktiv einbezogen oder isoliert  werden. Der Grund dafür ist  vor
allem die Organisierung der Reproduktionsarbeit. Diese ändert sich ebenfalls
im Rahmen des Krieges. Denn in einem Land, was angegriffen wird, wird
massiv Infrastruktur zerstört. Alle Bereiche der Pflege und Kindererziehung
fallen somit meist auf Frauen zurück – und das findet unter schlechteren
Verhältnissen statt. Nach dem Krieg ändert sich das nicht unmittelbar, da die
Zahl von Verletzten auch gestiegen ist.

Kurzum: die Doppelbelastung von Frauen, die ohnedies existiert, wird massiv
verstärkt.  Doch  nicht  nur  in  angegriffenen  Ländern  verändert  sich  die
Situation. So hatten bspw. die USA im Zweiten Weltkrieg die Möglichkeit, um
die Waffenproduktion am Laufen zu halten, Teile der Carearbeit zeitweise zu
„sozialisieren“. Dies fand beispielsweise 1942  im Rahmen des Community
Facilities Act (auch Lanham Act genannt) statt. Im Rahmen dieses Gesetzes
hatten  alle  Familien  (unabhängig  vom  Einkommen)  Anspruch  auf
Kinderbetreuung, teilweise bis zu sechs Tage in der Woche, einschließlich
der  Sommermonate  und  der  Fer ien .  So  wurden  d ie  ers ten
Kinderbetreuungseinrichtungen der US-Regierung und sieben Einrichtungen
für 105.000 Kinder gebaut.  Dies scheint  nach heutigen Maßstäben recht



wenig  zu  sein,  ist  aber  ein  Ausdruck,  was  möglich  ist:  Statt  die
Reproduktionsarbeit ins Private zu verlagern, wurden Teilbereiche öffentlich
organisiert  –  also  verstaatlicht  („vergesellschaftet“),  da  Frauen  als
Arbeitskräfte benötigt wurden. Dieses Angebot blieb natürlich nicht ewig
bestehen. Nach Ende des Krieges und der Rückkehr der Männer von der
Front wurden die Angebote wieder gestrichen, um Kosten zu sparen.

5. Trifft Krieg alle gleich?
Insgesamt  ist  es  wichtig  anzuerkennen,  dass  wie  bei  Gewalt  die
Auswirkungen von Krieg alle Frauen treffen. Aber eben nicht gleich. Frauen
aus der Arbeiter:innenklasse, alle mit niedrigen Einkommen, sind den Folgen
wesentlich stärker ausgesetzt, da sie keinen finanziellen Spielraum haben,
Preissteigerungen  auszugleichen  oder  zu  fliehen.  Dementsprechend  kann
auch nicht in der „Einheit“ aller Frauen die Antwort auf den Kampf gegen
den Krieg bestehen. Vor allem nicht mit der Argumentation, dass Frauen
friedliebender als Männer sind. Dies ist nur eine Fortführung von tradierten
Rollenbildern, die auf die Müllhalde der Geschichte gehören. Wie am Anfang
schon gesagt: Krieg wird nicht durch toxische Männlichkeit oder „verrückte
Diktatoren“  vom  Zaun  gebrochen  und  geführt.  Um  Krieg  effektiv  zu
bekämpfen, ist es aber zentral, ihn als Ergebnis von Klassengegensätzen und
der  internationalen  Konkurrenz  unterschiedlicher,  nationaler
Kapitalfraktionen  zu  verstehen.  Wenn  Frauen  dann  einfach  nur  dieses
System mit verwalten oder glauben, dass Krieg vermeidbar sei, wenn man
mehr miteinander redet, dann bietet das keine Lösung für irgendein Problem
–  weder  zur  Bekämpfung  von  Krieg  noch  dessen  Auswirkungen  auf  die
Frauenunterdrückung.  Effektiver  Widerstand  muss  aktuelle  Probleme
aufgreifen und deren Bekämpfung mit der Beseitigung ihrer Ursache – des
Kapitalismus – verbinden, um erfolgreich zu sein.



Kapitalismus  macht  krank!  5
Fragen  und  5  Antworten  zum
Zusammenhang von psychischen
Erkrankungen und Kapitalismus
von Leila Cheng

Was sind psychische Erkrankungen?

Es gibt viele verschiedene psychische Erkrankungen. Diese sind immer noch
stigmatisiert und es wird öffentlich kaum darüber gesprochen, obwohl jeder
zweite Mensch einmal im Leben an ihnen erkrankt. Psychische Erkrankungen
sind ebenso vielfältig wie die Krankheiten des Körpers. Sie beinträchtigen
Stimmungen  und  Gefühle,  verursachen  Ängste  und  Zwangshandlungen,
verzerren  die  Wahrnehmung  oder  stören  Denkvermögen  und  Gedächtnis.

Macht uns der Kapitalismus krank?

Wenn man nicht so funktioniert, wie es die Gesellschaft von einem erwartet,
ist man halt selbst schuld und sollte das eigenverantwortlich wieder in den
Griff  kriegen.  So  ist  das  allgemeine  Bild,  das  im  Kapitalismus  von
psychischen Erkrankungen vermittelt wird. Die strukturellen Probleme des
Kapitalismus selbst, die es eigentlich sind, die uns krank machen, werden
dabei verschleiert. Denn unser Sein bestimmt unser Bewusstsein: Was wir
täglich erleben, wie wir aufwachsen, was unser Umfeld und die Gesellschaft
tun,  in  welcher  sozialen  Lage  wir  uns  befinden,  all  dies  prägt  unser
Bewusstsein, unseren Charakter, unsere Psyche.

Im  Kapitalismus  befinden  wir  uns  in  einem  System,  was  auf  ständiger
Konkurrenz aufbaut. So bekommt nur eine_r von vielen einen Arbeitsplatz,
nur die mit dem besten Notendurchschnitt können studieren. Ständig geht es
darum der oder die Beste, Schnellste, Größte, Tollste zu sein. Denn in der
kapitalistischen Ideologie sind nur die etwas wert, die auch etwas leisten.

https://onesolutionrevolution.de/kapitalismus-macht-krank-5-fragen-und-5-antworten-zum-zusammenhang-von-psychischen-erkrankungen-und-kapitalismus/
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Das  sorgt  für  enormen  Stress,  Streit,  Zwietracht,  Selbstzweifel,
Versagensängste und Mobbing. Viele Menschen arbeiten sich durch diesen
Druck  ins  Burnout  oder  bekommen  vom  Stress  Panikattacken  oder
Depressionen. Wer sich nach oben strecken muss, tritt häufig nach unten. So
werden  laut  gewerkschaftlichen  Studien  ca.  3  bis  5  Prozent  aller
Beschäftigten  am Arbeitsplatz  gemobbt.  In  Schulen  ist  die  Zahl  weitaus
höher.  Diskriminierungsstrukturen  verstärken  dies  noch:  Rassismus,
Sexismus, Ableismus, LGBTIA-Feindlichkeit, Antisemitismus und vieles mehr
sorgen  für  schlimme  Traumata,  Mobbing  und  daraus  folgende
Angststörungen. Als hätten es sexistisch unterdrückte oder migrantisierte
Menschen nicht schon schwer genug. So sind gerade sie es, die oft noch
unter Traumata durch sexuelle Gewalt, Krieg und Flucht leiden.

Auch Armut und Geldsorgen verursachen permanenten Stress, Angst und
Leid. Auch sie sind ein Auslöser für viele psychische Erkrankungen. Gerade
arme Menschen sind überdurchschnittlich oft betroffen. Gleichzeitig werden
gerade Jugendliche, die sich nicht anpassen wollen, nicht brav genug sind,
sich  nicht  den  autoritären  Regeln  beugen,  häufig  mit  Diagnosen  von
Persönlichkeitsstörungen,  Entwicklungsstörungen  und  psychischen
Erkrankungen  gebrandmarkt  und  aussortiert.

Warum sind Jugendliche besonders von psychischen Erkrankungen
betroffen?

Nach Angaben der World Health Organization sind weltweit etwa 20 Prozent
der Kinder und Jugendlichen psychisch erkrankt. Der WHO-Chef dazu: „Eine
der wichtigsten Ursachen für Depressionen sind Missbrauch, Mobbing oder
Schikane im Kindesalter.“  Tatsächlich entstehen die  meisten psychischen
Erkrankungen bereits in der Kindheit und Jugendzeit, bzw. haben da ihre
Ursache.

Das  liegt  zum  einen  an  unserem  Bildungssystem.  Um  uns  auf  die
Anforderungen  der  kapitalistischen  Verwertungslogik  vorzubereiten  und
vorzusortieren, wer später welche Drecksarbeit macht, baut auch die Schule
auf Konkurrenz,  Disziplinierung und Leistungsdruck auf.  Wir spüren dies
durch  das  Notensystem,  Tadel,  Versetzungsentscheidungen,  unendliche



Berge an Schulstoff, Strafarbeiten und viele Prüfungsängste. Dieser große
Druck führt teilweise zu erhöhten Selbstmordraten unter Jugendlichen und
dazu,  dass  sich  dieser  Druck  in  Mobbing  zwischen  den  Schüler_Innen
entlädt. Neben dem Schulstress wirkt auch der gesellschaftlich gemachte
Optimierungswahn  großen  Druck  auf  uns  aus.  Einem  unerreichbaren
Schönheitsideal hinterherrennend, spritzen sich Jugendliche Steroide oder
hungern sich magersüchtig. Viele verfallen in Depressionen oder werden zu
Mobbingopfern, weil sie den Bildern von angeblich perfekten Körpern nicht
entsprechen.  Hinzu  kommen  kapitalistische  Statussymbole  wie
Markenklamotten, iPhones, Sneaker usw. Wer das nicht hat, wird oft zum
Außenseiter gemacht.

Doch der Druck kommt nicht  nur von Mitschüler_Innen und der Schule,
sondern auch aus der Familie, die angeblich ein save space sein soll. Dabei
bedeutet Familie im Kapitalismus vor allem die Herrschaft des Mannes über
Frau und Kinder.  Immer noch kommt es oft  zu Gewalt  an Kindern oder
sexuellem, psychischem und körperlichem Missbrauch. Der Leistungsdruck
kommt oft schon vor dem Schulbesuch aus den Elternhäusern und hört nie
auf.  Da wir von unseren Eltern finanziell  abhängig sind, werden wir von
ihnen entmündigt. Wir erfahren die ersten Jahrzehnte unseres Lebens, dass
wir machtlos sind, unsere Meinung nicht zählt und wir uns unterzuordnen
haben.  Dabei  sorgt  die  starke  Belastung,  die  der  Kapitalismus  auf
Arbeiter_Innenfamilien  durch  Reproduktionsarbeit,  Zukunftsängste,
Kündigungen,  Teilzeitverträge,  Überstunden,  Jobcenter-Sanktionen,
Kreditrückzahlungen usw. ausübt, dafür, dass die glückliche Mutter-Vater-
Kind-Familie aus dem Kinderbuch in der Realität kaum existiert. Stattdessen
existieren Trennungsstreits, Gewalt und Vernachlässigung und all das kann
psychische Erkrankungen im frühen Kindesalter auslösen.

Warum  können  psychische  Erkrankungen  im  Kapitalismus  nicht
effektiv  geheilt  werden?

Das  liegt  zum  einen  daran,  dass  der  kapitalistische  Staat,  um
wettbewerbsfähig  zu  bleiben,  kontinuierlich  im  Gesundheitssektor  Geld
einspart. Zum anderen liegt es daran, dass die angebotenen Therapieformen
fast nur Symptome bekämpfen und nicht die dahinterliegenden Ursachen.



Denn  das  Ziel  einer  Therapie  im  Kapitalismus  ist  leider  oft  nicht  die
Gesundung,  sondern  die  schnellstmögliche  Wiedereingliederung  in  das
System,  also  das  Arbeiten  gehen,  Hausarbeit  machen  und  Leistungen
bringen. Außerdem hält sich der Irrglaube, dass psychische Erkrankungen
keine „richtigen“ Erkrankungen seien.  Deswegen lässt  sich auch nur ein
Drittel  der  Menschen  mit  psychischen  Erkrankungen  in  Deutschland
behandeln. Ein weiterer Grund dafür ist die schnelle Kategorisierung von
Menschen in Krankheitsbilder, die ihnen oft auch aufgepresst werden (zum
Beispiel  ohne  Gespräche  über  schriftliche  Fragebögen).  In  unserem
kaputtgesparten  Gesundheitssystem  wird  zudem  häufig  zur  günstigeren
Medikamentenvergabe gegriffen und das Pflegepersonal hat kaum genügend
Zeit, um sich angemessen um die Patient_Innen zu kümmern.

Aber das größere Problem ist nicht, dass Leute sich nicht behandeln lassen,
sondern,  dass  es  nicht  genügend Angebote  gibt.  Es  kommt nämlich  zur
künstlichen  Verknappung  von  Therapieplätzen  durch  Krankenkassen,  um
Geld zu sparen. So kommt es teilweise zu Wartezeiten von 6 Monaten bis 1
Jahr auf einen ambulanten Therapieplatz, noch länger auf Klinikplätze. Wer
reich ist, kann sich meist bessere und einfacher zugängliche Privattherapien
leisten,  während wir  lange auf  einen staatlich  finanzierten Therapieplatz
warten müssen.  Außerdem kommen jede  Menge versteckte  Kosten einer
Therapie  dazu,  z.B.  therapiebedingter  Arbeitsausfall,  Arbeitsunfähigkeit
aufgrund von Erkrankung, Krankenhausgeld und Medikamentenzuzahlungen.
Für Lohnabhängige ist das alles schwer finanzierbar.

Für Jugendliche unter 18 kommt noch die völlige Abhängigkeit von ihren
Eltern  als  ein  weiteres  Problem hinzu.  Sie  können  z.B.  nicht  allein  mit
dem_der Therapeut_In über die Medikamenteneinnahme oder den Beginn
einer Therapie entscheiden. Bei unter 16-Jährigen dürfen die Eltern sogar bei
der Therapie dabei sein, obwohl sie oft Teil des Problems sind.

Was können wir tun, um unsere Situation zu verbessern?

Wer einen Therapieplatz ergattert hat, kann sich glücklich schätzen. Es ist
gut  und  wichtig,  dass  wir  uns  Hilfe  holen,  wenn wir  selbst  nicht  mehr
weiterwissen. Gleichzeitig müssen wir erkennen, dass unsere Probleme nicht



aus  unserem individuellen  Versagen  herrühren,  sondern  gesellschaftliche
Ursachen haben. Und um diese Ursachen langfristig zu bekämpfen, hilft nur
revolutionäre  Organisierung,  um  dieses  Scheißsystem  endlich  in  eine
gerechtere und menschenwürdigere Gesellschaft zu verwandeln. Trotzdem
müssen  wir  im Hier  und  Jetzt  für  Verbesserungen eintreten  und  diesen
Kampf zu einem Kampf gegen den Kapitalismus ausweiten. Wir fordern:

Für  eine  flächendeckende  Arbeitszeitverkürzung  bei  vollem1.
Lohnausgleich! Weg mit Hartz IV und ein Mindesteinkommen von
1.600 Euro/Monat für Jugendliche, Arbeitslose und Rentner_Innen!
Für den Ausbau von Schutzeinrichtungen für Gewaltopfer jeder Art,2.
Herkunft  und Geschlecht!  Kollektive Selbstverteidigungsstrukturen
für alle unterdrückten Gruppen!
Für  mehr  Schulpsycholog_Innen  und  Sozialarbeiter_Innen!3.
Aufklärung über die menschliche Psyche und eine Entstigmatisierung
ihrer Erkrankungen gehört in den Schulunterricht!
Keine Profite auf Kosten unserer Gesundheit! Entprivatisierung des4.
Gesundheitssystems  und  Enteignung  der  pharmazeutischen
Industrien  unter  Kontrolle  von  Patient_Innen,  Jugendlichen  und
Arbeiter_Innen!
Für die Abschaffung der privaten Krankenkassen und die Auflösung5.
der bürokratischen Hürden bei der Therapieplatzvergabe! Kostenlose
Therapieplätze und freie Wahlmöglichkeiten der Therapieform und
der Therapeut_Innen!

Die Rückkehr der Inflation
Bei Inflation geht es um eine allgemeine und längerfristige Steigerung der
Preise, die nicht nur einen bestimmten Sektor, sondern wesentliche Bereiche
sowohl für den Massenkonsum als auch für Investitionsgüter betrifft.  Die
Preissteigerungen fressen ein tiefes Loch in unsere Geldbeutel oder Konten.

https://onesolutionrevolution.de/die-rueckkehr-der-inflation/


Längst  können  die  geringen  Lohnzuwächse  und  Rentenerhöhungen  die
Einkommensverluste nicht mehr auffangen. Betraf hohe Inflation bis vor der
Pandemie  und  der  globalen  Rezession  vor  allem  die  Menschen  in  den
Ländern des „globalen Südens“, also den von den führenden kapitalistischen
Mächten und deren Kapitalen beherrschten Staaten, so ist sie längst zum
Alltag für die gesamte Arbeiter_Innenklasse auch in den imperialistischen
Ländern  geworden.  Der  Krieg  um  die  Ukraine  wirkt  dabei  als
Brandbeschleuniger.

Die bisherigen Zahlen

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich von März 2021 bis März 2022
um 12,3 %. Damit liegen sie höher als der Verbraucherpreisindex. Besonders
stark stiegen die Preise für Energieprodukte, die im März 2022 um 39,5 %
über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Den zweiten Faktor, der zur
aktuellen Inflation beiträgt, sind die Preise für Nahrungsmittel. Sie erhöhten
sich im März 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 6,2 %. Besonders
betroffen sind Gemüse und Speiseöle.

Wieso gab es bis vor kurzem scheinbar keine Inflation?

In den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was sich u.a.
in  der  Bildung  von  Finanzblasen  (beispielsweise  im  Immobilienmarkt)
auszeichnete. Als diese Blase 2008 platzte und eine weltweite Finanzkrise
auslöste,  konnte  diese  nur  mit  einer  extremen  Senkung  der  Zinsen
abgefangen werden. Eine Ausdehnung der Kredite und damit der Geldmenge
führt normalerweise zu einer Inflation. Dies war aber in den 2010er Jahren
aus folgenden Gründen nicht der Fall:

Senkung des Werts der Waren infolge von Produktivitätssteigerung,
Ausdehnung des  Welthandels  und des  Kapitalexportes  (Stichwort:
Wachstumsmotor China)
Stagnat ion  der  Löhne  und  E inkommen  während  der
„Antikrisenpolitik“ auch in den kapitalistischen Zentren.
Sicherung  der  Anlagen  überschüssigen  Finanzkapitals  in  den
imperialistischen  Zentren  und  damit  schon  vor  der  Coronakrise



Abfluss aus den sog. Schwellenländern.

Der  letzte  genannte  Punkt  sorgte  dafür,  dass  die  Inflation  in  Ländern
außerhalb der kapitalistischen Zentren bereits vor der Coronakrise voll da
war.

Inflation is here to stay

Doch  die  der  Inflation  entgegenwirkenden  Faktoren  sind  aus  mehreren
Gründen praktisch erschöpft. Erstens hat sich der Weltmarktzusammenhang
weiter verändert. Die infolge von Corona synchronisierte globale Rezession
hat  nicht  nur  massive  Finanzmittel  erfordert  und  die  Verschuldung  von
Staaten  und  Unternehmen  dramatisch  gesteigert.  Das  Ausbleiben  eines
raschen und deutlichen Aufschwungs führt nun dazu, dass die Verschuldung
und auch Ausdehnung von Unternehmen, die ohne Finanzhilfen eigentlich
längst bankrott sein müssten, die gesamtwirtschaftliche Produktivität und
damit auch die Profitraten und die Akkumulation drücken.

Hinzu kommt, dass infolge von Corona bis heute Zulieferketten unterbrochen
sind, Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten beeinträchtigen zusätzlich die
Produktion und dämpfen damit die Profite. China fällt als Wachstumsmotor
aus, Handelskriege und Protektionismus werden ebenso zur Normalität, wie
die  Zurückverlegung  von  Produktionsketten  in  die  imperialistischen
Kernländer. Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  und  die  Tendenz  zur  Blockbildung  (Deglobalisierung)  wirken
unmittelbar  verschärfend  auf  diese  Entwicklung.

Sollte es nicht zu einem raschen und starken Wachstum, fußend vor allem
auf  steigenden  Investitionen,  kommen,  droht  tatsächlich  auch  in  den
imperialistischen Zentren die  Rückkehr  der  Stagflation (Kombination von
Stagnation und Inflation, die einander wechselseitig verstärken).

Für die Massen führt die sinkende Kaufkraft zu einer Einschränkung ihrer
Konsummöglichkeiten.  Die  ärmeren,  schlechter  bezahlten  und  sozial
unterdrückten  Teile  der  Klasse  sind  hiervon  besonders  hart  und  rasch
betroffen,  also  prekär  und/oder  Teilzeitbeschäftigte,  Aufstocker_Innen,
Arbeitslose,  Rentner_Innen,  Jugend,  Frauen,  Migrant_Innen,  Geflüchtete.



Wenn  nicht  erfolgreiche  Lohnkämpfe  geführt  werden,  kann  die
Kapitalist_Innenklasse ohne den Lohn auf dem Papier senken zu müssen eine
Erhöhung der Ausbeutungsrate durchsetzen.

Deutsche Gewerkschaften und ihre Antwort

Hier machen sich die geringen Abschlüsse – also faktisch Lohnverzicht – der
letzten Jahre und in der Regel extrem lange Laufzeiten von 2 Jahren und
mehr dramatisch bemerkbar. Noch dramatischer ist jedoch die Lage für alle
Lohnabhängigen,  die  nicht  beschäftigt  sind:  Die  Renten  sind  mit  5,5  %
weniger als die Inflation gestiegen. Gleiches gilt für Sozialleistungen oder
den Mindestlohn.

Die  Gewerkschaftsbürokratie  gibt  ebenso  wie  die  Spitzen  von  SPD  und
Linkspartei  auf  diese  Entwicklung  keine  Antwort.  Ihr  ganzes  politisches
Repertoire  besteht  darin,  leere  Appelle  an  den  Staat  und  die
„Sozialpartner_Innen“  zu  richten.  Vom  Bruch  mit  der  Routine  des
Tarifrundenrituals,  selbst  von  der  allgemeinen  und  koordinierten
Aufkündigung der bestehenden Verträge, wollen sie nichts wissen – schon
gar  nicht  von  einem  politischen  Kampf  und  politischen  Streiks  für  alle
Lohnabhängigen.  Und  das,  obwohl  (oder  weil?)  die  allgemeine
Preissteigerung  die  Unzulänglichkeit  und  Untauglichkeit  der
sozialpartnerschaftlichen  und  rein  tarifpolitischen  Antwort  des
Gewerkschaftsapparates offenbart. Für die Masse der Arbeiter_Innenklasse
führt sie unwillkürlich zu Verzicht und massivem Verlust an Kaufkraft.

Welche Antwort?

Dabei  käme den Gewerkschaften eigentlich eine Schlüsselrolle  im Kampf
gegen die Preissteigerungen zu. Die Millionen organisierten Arbeiter_Innen
stellen jene unverzichtbare Kraft dar, die ein Programm durchsetzen kann,
das verhindert, dass die Inflation auf die Lohnabhängigen abgewälzt wird.
Dazu müssen folgende Forderungen erkämpft werden:

Automatische Anpassung der Löhne,  Gehälter,  Einkommen an die
Preissteigerung.  Diese  muss  von  Kontrollausschüssen  der
Beschäftigten,  Gewerkschaften,  Rentner:innen  und  Erwerbslosen



kontrolliert  werden.
Finanzierung  durch  massive  Besteuerung  von  Vermögen  und
Unternehmensgewinnen.  Al le  Enteignungen  müssen
entschädigungslos und unter Arbeiter_Innenkontrolle stattfinden zur
Reorganisation  der  Produktion  im  Interesse  der  Massen  und
ökologischer  Nachhaltigkeit.

Tari fkämpfe  sol l ten  als  Mittel  genutzt  werden,  um  massive
Entgelterhöhungen  möglichst  branchenübergreifend  durchzusetzen  und
Kampforgane aufzubauen.  Doch sie  reichen nicht.  Sie  müssen als  Mittel
verstanden werden, alle Lohnabhängigen für einen gemeinsamen politischen
Klassenkampf, letztlich für einen politischen Massenstreik zu sammeln. Diese
Bewegung muss sich auf Aktionskomitees in den Betrieben, Büros, aber auch
in  den  Stadtteilen  und  Gemeinden  stützen,  um  auch  Arbeitslose  und
Rentner_Innen,  Jugendliche  und  Studierende  zu  einer  Kampfeinheit  zu
formieren.

Inflation, Stagnation und Krise gehen Hand in Hand. Ihre Lösung erfordert
die  Verbindung  der  Mobilisierung  gegen  Preissteigerungen  mit  der
Eigentumsfrage und der sozialistischen Umwälzung. In diesem Rahmen erst
ergeben  Übergangsforderungen  wie  die  gleitende  Skala  der  Löhne
(automatische Anpassung an die Inflation) und Arbeiter_Innenkontrolle ihren
eigentlichen Sinn – als Schritte im Kampf für eine zukünftige Gesellschaft.

Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
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weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,



wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu
kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.



Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende
Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der



herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer
Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das



Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung
und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie



der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale
Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese



Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden
Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch



in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss
daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern



müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur
Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit



der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die
Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen



Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.



Konjunkturpaket  in  den  USA,
Sozialdemokratische
Krisenpolitik
Was hat es mit dem Konjunkturpaket auf sich?

Die USA befinden sich in einer der
schlimmsten wirtschaftlichen Krisen ihrer Geschichte. Die Krise, die
mittlerweile weltweit zu einer dreifachen Krise, einer Krise des
Gesundheitssystems, einer ökologischen und einer Wirtschaftskrise
herangewachsen ist verlangt nach neuen Maßnahmen das System zu
erhalten.

Die Trumpsche Krisenpolitik, die die
USA zu einem Steuerparadies gemacht haben und so Investitionen in den
USA und die industrielle Produktion ankurbeln sollten zeigen nur
ungenügende Erfolge. Die neoliberale Krisenpolitik, unter deren
Agenda das System der sozialen Absicherung und der öffentlichen
Infrastruktur immer weiter untergraben wurden, haben den
US-Imperialismus nicht ausreichend stabilisieren können.
Wirtschaftlich und militärisch werden die USA global vom
imperialistischen Konkurrenten China unter Volldampf eingeholt.
Während sich die chinesische Wirtschaft rasant von den Folgen von
Corona erholen kann, kämpfen alle anderen (imperialistischen)
Staaten mit den Folgen des Rückgangs und der teilweisen Einstellung
von Produktion und Einzelhandel.

Nach seinem knappen Wahlerfolg muss
Biden liefern, sicher wird er gerade jetzt an den Erfolgen im Kampf
gegen den Corona Virus und am Plan zum Wiederaufbau der USA gemessen.
Dass er diese Erfolge nicht mit der Fortsetzung der Sparpolitik
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erringen wird ist offensichtlich. Die Notwendigkeit ein
Infrastrukturprogramm auf den Weg zu bringen, das in der Lage dazu
ist, den US-Kapitalismus wieder in die Position der hegemonialen
Weltmacht zu bringen ist gegeben.

Trotz aller positiver Maßnahmen, die
das Konjunkturpaket beinhaltet und der sicherlich positiven
Auswirkungen auf einen großen Teil des US-Proletariats, insofern er
zumindest einige der Versprechungen einhält, sollten nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch dieses Konjunkturpaket in Erster Linie dem
Erhalt der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Dominanz
der USA auf globaler Ebene dient.

Was beinhaltet das Konjunkturpaket?

„Built Back Better“, unter diesem
Slogan trat Biden zur Wahl an. Was aber bedeuten die drei B´s genau?
Das aus dem links populistischen Lager übernommene Konzept möchte
eine Stärkung der Wirtschaft unter den Maßgaben sozialer
Gerechtigkeit und ökologischer Verträglichkeit erreichen. Die
Modernisierung der Infrastruktur und Investitionen, beispielsweise in
grüne Verkehrsinitiativen sollen gut bezahlte Arbeitsplätze
schaffen, gleichzeitig sollen langfristig amerikanische Gewerbe
gestärkt werden.

Die Nähe zu Trumps „make America
great again“ Politik, verdeutlicht sich an Bidens Slogan „buy
american“. Biden setzt dabei aber auf multilaterale
Wirtschaftsabkommen und einen „weicheren“ Protektionismus.

Der American Rescue Plan Act of 2021
ist das größte Konjunkturpaket der Geschichte der USA. Die
Investitionen sollen sich insgesamt auf 1,9 Billionen Dollar
belaufen, mehr als das jährliche Brutto Inlands Produkt von
Brasilien (Platz neun im weltweiten Vergleich).

Unter anderem sollen 1400 Dollar



ausgezahlt werden, an alle Amerikaner_Innen mit einem Einkommen von
unter 80.000 Dollar im Jahr. Es sollen befristete Arbeitslosenhilfen,
bis September, ausgezahlt werden, zusätzlich zu den Zahlungen
lokaler Behörden. Darüber hinaus soll eine Art Kindergeld
eingeführt werden.

Langfristige Maßnahmen, wie die
Einführung eines Flächendeckenden existenzsichernden Mindestlohns,
wurden nicht aufgenommen. Die versprochenen 15 Dollar Mindestlohn
sollen nur in Betrieben ausgezahlt werden, die im Staatsauftrag
arbeiten. Der aktuelle Mindestlohn in den USA beträgt 6,35€ (man
bedenke fehlende soziale Absicherung, Krankenversicherungen etc.) Die
sozialen Maßnahmen, wie die Arbeitslosenhilfe sollen befristet
bleiben.

Investitionen sollen unter andrem in
die Modernisierung von rund 32.000 km Straße, die Sanierung von
10.000 Brücken, die Modernisierung von Flughäfen, Häfen und in den
Bau einer halben Millionen Ladestationen für E-Autos gesteckt
werden. Der Nahverkehr soll durch Investitionen von bis zu 25 Mrd.
Dollar emissionsfrei werden. Unter anderem sollen diese Maßnahmen
aus der Erhöhung der Unternehmenssteuer (Steuer auf
Unternehmensgewinne) auf 28 % (Trump hatte sie von 35% von auf 21%
abgesenkt) und die Erhöhung der Kapitalertragssteuer (Steuer auf
Zinserträge und Aktiengewinne) finanziert werden.

Allein die Ankündigung seines
Investitionsprogramms hatte Prognosen von bis zu 7%
Wirtschaftswachstum in den USA in 2021 zur Folge. Der
überschwängliche Optimismus deutet auf die wahren Ziele des
Konjunkturpakets hin: nicht den Arbeiter_Innen soll geholfen, sondern
die Wirtschaft stabilisiert werden.

Bidens Programm soll über
Steuererleichterung Anreize für Unternehmen schaffen, die in die USA
investieren. Gleichzeitig sollen Strafsteuern Unternehmen abhalten,



Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. Es sollen ca. 1. Mio. neue
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie geschaffen werden.
Pharmazeutische Güter und Schutzausrüstung sollen in den USA,
unabhängig von Internationalen Lieferketten hergestellt werden. Der
Kern des Pakets verbleibt, bei allem Euphemismus, in der
Standort-nationalistischen „make America great again“ Logik. Es
bleibt eine sozialliberale Mogelpackung mit grünem Anstrich.

Wohlwollende Sozialpolitik oder Notwendige Beschwichtigungsversuche?

So gut sich die Investitionen und die
kurzfristigen Zahlungen auch anhören mögen, eine substantielle
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den USA wird auch dieses große
Konjunkturprogramm nicht herbeizaubern. Hierfür braucht es eine
schlagkräftige Kampagne der Gewerkschaften und der Unterdrückten,
eine Bewegung, die sich für den Ausbau der Arbeiter_Innenrechte
einsetzt. Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, ein Recht
auf Tarifverträge für alle Beschäftigten wären die Grundlage für
eine erfolgreiche Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in
den USA, um die Schwächen des Reformprogramms aufzuzeigen.

Eine kurzfristige Geldschwämme wird
die tiefen strukturellen sozialen Probleme der USA nicht lösen. Die
Spannungen traten im letzten Jahr vermehrt zutage. Spontane
Massenaktionen bis hin zu militanter Selbstverteidigung, wie im Zuge
der Black Lives Matter Proteste, sind ein Ausdruck dieser Spannungen.
Nicht nur der strukturelle Rassismus, sondern auch die
Lebenssituation prekär beschäftigter US-Amerikaner_Innen führen
nicht nur zu spontaner Radikalität, sondern ebenso zur Notwendigkeit
des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei.

Diese Bewegung muss eine
flächendeckende kostenlose Gesundheitsversorgung fordern, Maßnahmen
gegen die rasant anwachsende Wohnungslosigkeit ergreifen und sich
entschlossen gegen Abschiebungen und für die Aufnahme aller
Geflüchteten positionieren, die in den USA leben wollen. So kann die



Regierung Bidens enttarnt werden, als Regierung des Kapitals. Jede
Form der sozialen Befriedung verschleiert den Gegensatz der
Interessen der reichsten und der prekär beschäftigten
Amerikaner_Innen, deshalb muss sie im Kern kritisiert werden, während
eigene Lösungsansätze präsentiert werden. Die umfassenden
Maßnahmen werden nicht von der Regierung Biden, werden von keiner
Politikerin und keinem Politiker der demokratischen oder der
republikanischen Partei umgesetzt werden. Letztlich kann nur ein
massiver Eingriff in den Reichtum der amerikanischen Bourgeoisie die
sozialen Konflikte beseitigen. Dass die das nicht mit sich machen
lässt und, dass das nicht mit den Republikanern und Demokraten zu
machen ist verdeutlicht die Notwendigkeit des Aufbaus einer
revolutionären Arbeiter_Innenpartei, die es schafft die sozialen
Bewegungen unter sozialistischem Banner zu bündeln und anzuleiten.

Internationale Dimension

Die neuen Schulden müssen finanziert
werden. Gerade Ressourcenkonflikte mit dem imperialistischen
Hauptkonkurrenten China werden perspektivisch zu aggressiven
Auseinandersetzungen führen. Dabei sind die Strafzölle, als eine
Form wirtschaftlicher Kriegsführung, nicht das letzte Instrument im
Repertoire der USA. Gerade im Hinblick auf Konflikte in
halbkolonialen Staaten wird es zunehmende militärische Anfeindungen
geben, die stellvertretend für einen direkten Konflikt zwischen den
USA und China stehen. Bidens antichinesische Rhetorik auf
internationaler Ebene. Mitte letzten Monats bekräftigte Biden die
Sicherheitsgarantie für Japan unter Verweis auf die Möglichkeit des
Einsatzes Atomarer Waffen (näheres zum Konflikt im Ostchinesischen
Meer findet sich auf unserer Homepage).

Allgemein wird sich der Druck auf
Halbkolonien erhöhen. Deren Verschuldung wird weiter vorangetrieben
werden, die eh schon dürftigen Hilfszahlungen werden wahrscheinlich
reduziert. Die rassistische Einwanderungspolitik der USA wird
weiterhin Millionen Menschen die Perspektive auf ein zumindest



halbwegs sicheres Leben verwehren.

Möglicherweise wird dieses
Konjunkturprogramm andere imperialistische Länder oder Blöcke in
Zugzwang bringen, deren Wirtschaft über kurzfristige
Schuldenfinanzierung zu stabilisieren. Dabei müssen wir den
Charakter dieser Programme stets offenlegen. Nicht die Wirtschaft und
nicht die individuellen Kapitalist_Innen müssen gerettet werden.
Nein! Deren Kapital muss genutzt werden die vielen Krisen, des
Gesundheitssystems, der Umwelt und die vielfältigen sozialen Krisen
abzuwenden!

Beispiel  Impfstoffproduktion:
Kann  der  Markt  die  Pandemie
beenden?
Von Felix Ruga

Das letzte bürgerliche Versprechen um
aus der Pandemie raus zukommen ist die massenhafte Impfung begleitet
mit einem halbgaren Freizeitlockdown, um das Gesundheitssystem und
die Wirtschaft am Laufen zu halten. Angela Merkel machte zum
Startschuss der Impfkampagne das vollmundige Versprechen, dass es
jetzt ganz schnell gehen wird und vielleicht schon zu Ostern alles
wieder etwas entspannter sein darf. Daraus wurde offensichtlich
nichts.

Denn die Impfkampagne kam vier Monate
nicht in Gang. Verglichen mit Großbritannien, den USA und Israel ist
die Impfgeschwindigkeit in der EU und dementsprechend auch
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Deutschland ziemlich langsam, ganz zu schweigen vom Großteil der
wirtschaftlich schwächeren Länder, die trotz großer Versprechen
wohl frühstens massenhaft impfen werden, wenn es die
imperialistischen Zentren bereits hinter sich haben. Entscheidend für
die Impfgeschwindigkeit ist die Versorgung mit dem Impfstoff selbst
und die wird für Deutschland vor Allem über die EU geregelt. Dort
wird ständig darum gezankt, wer wie viel kriegt, aber eigentlich ist
den Verantwortlichen klar, dass dabei bloß ein Mangel verwaltet
wird. Zum einen ist die Produktion ohnehin viel zu schwach, dann gibt
es immer wieder Probleme, weil andere imperialistische Länder
entweder Impfstoffe oder deren Bestandteile nicht liefern, um sich
erst mal selbst zu versorgen, und die hiesigen Unternehmen haben
lange Zeit nur Bruchteile der versprochenen Mengen geliefert.

Der Chaos der privaten Produktion

Dass das aber gar nicht so sein müsste,
wird von vielen und auch bürgerlichen Kräften kritisiert.
Deutschland hätte mehr anfordern müssen, heißt es da zum Beispiel,
oder auf mehr Marken hätte setzen sollen. Dass aber selbst die zu
geringen Zahlen nicht eingehalten wurden oder dass sowohl BioNTech,
AstraZeneca als auch Moderna alle nicht ihre versprochenen
Liefermengen gehalten haben, spricht für sich. Technische Probleme,
Zulassungsverfahren, Lieferschwierigkeit, unerwartete Komplikationen
führten dazu, dass Deutschland erst jetzt so langsam aus dem Quark
seiner Impfkampagne kommt.

Das Hauptproblem ist aber, dass die
Impfstoffkonzerne und deren Herstellung nicht primär darauf
ausgelegt sind, möglichst sinnvoll alle Menschen zu versorgen. Es
geht darum, durch die Produktion
möglichst viel Schnapp zu machen. Und
damit kommt das größte Hindernis für eine effektive
Impfstoffproduktion ins Spiel: die Patente. Weil, da alle
Pharmakonzerne es jetzt auf fette Gewinne anlegen, teilen sie ihr
Wissen nicht mit anderen möglichen Produzenten und deswegen sichern



sie ihr Impfstoffrezept mit dem Patentrecht. Es zeigt zudem, dass der
Wettbewerb eben nicht möglichst schnell zum Impfstoff führt. Denn
jetzt ist die Arbeit von Biolog_Innen, Pharmazeut_Innen usw. auf
unterschiedliche Konzerne verteilt anstatt dass gebündelt zusammen
geforscht und produziert wird. So kocht jeder Hersteller eben sein
eigenes MRNA- oder Vektor- oder LmaA-machen-wir-viel-Profit-Süppchen.

Außerdem ist es ein großes Problem,
dass es zig einzelne Projekte und Unternehmen sind und jeweils nur
dem eigenen Profit oder den Geldgeber_Innen verantwortlich sind. Der
Impfstoffnationalismus tut sein Übriges und heraus kommt eine
heftige weltweite Ungleichverteilung und Lieferhindernisse.
Beispielsweise fasst die USA den „Defence Production Act“, also
ein Gesetz für Eingriffe in die Produktion im Kriegsfall von 1950,
mittlerweile so auf, dass alle Stoffe zur Bekämpfung von Corona
erstmal in den USA bleiben soll. Das bedeutet jedoch auch, dass
wichtige Rohstoffe für die Impfstoffproduktion nicht mehr geliefert
werden, was weltweit in diversen Standorten die Herstellung
ausbremst, unter anderem in Indien und der EU.

Unsere Gesundheit darf keine Ware
sein!

Eingriffe in die Produktion sind dabei
jedoch ganz grundsätzlich der richtige Ansatz, denn in solch
schwierigen Momenten zeigt sich am stärksten, dass wir uns auf den
Markt nicht verlassen können! Private Unternehmen haben kein
Interesse daran gesamtgesellschaftliche Belange in Betracht zu
ziehen. In der Konkurrenz ist das nachrangig und nur hinten
angestellt werden dabei unsere Bedürfnisse gestillt. Der bürgerliche
Staat will auch nur ungern eingreifen, wenn es darum geht, sinnvolle
Preise oder eine notwendige Umstellung der Produktion aufzuerlegen,
immerhin, der Markt ist heilig und dürfe nicht angetastet werden.

Deswegen müssen wir als Bewegung von der Straße und in den
Betrieben darum kämpfen, dass die Produktion nicht mehr dem Profit,



sondern unserer Gesundheit folgt! Wir können den Staat unter Druck
setzen, zum Beispiel in dem wir ihn auffordern die Impfstofflizenzen
auf gesetzlichem Weg freizugeben und das Patentrecht abzuschaffen.
Außerdem fordern wir die Unternehmen zu enteignen und demokratisch
über sie zu bestimmen und sie durch die Arbeiter_Innen zu
kontrollieren. Und das am besten in allen Ländern! Dadurch wird die
Konkurrenz außer Kraft gesetzt und die hergestellten Impfstoffe nur
noch dazu da, dass wir uns nicht mehr anstecken und die Pandemie
überwinden, nicht um Profit zu machen. Selbstverständlich gäbe es
dann auch keine Notwendigkeit mehr für Patente,
Exklusivitäten einzelner Länder oder Verträge, die am Ende eh
nicht eingehalten werden. Wir bündeln somit die Produktivkräfte und
könnten sie sinnvoll und gerecht einsetzen, um Corona weltweit
möglichst schnell ein Ende zu setzen!

Identität  als  politisches
Programm?  Marxismus  und
Identitätspolitik
Martin Suchanek, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 9,
März 2021

„Wir glauben, dass die tiefgreifendste und potentiell radikalste
Politik direkt aus unserer eigenen Identität kommt.“ (Combahee
River Collective, 1977)

Dieser Satz stellt eine Art Credo dessen dar, was heute unter
„Identitätspolitik“ verstanden wird. Ursprünglich prägten
schwarze, antirassistische und antikapitalistische Feministinnen den
Begriff. Mittlerweile werden damit Politiken von radikalen Linken,
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feministischen, reformistischen und bürgerlich-liberalen Kräften
oder auch des Rechtspopulismus gefasst.

Mit der Ausweitung der Phänomene, Strömungen und
gesellschaftlichen Kräfte, die mit dem Terminus bezeichnet werden,
geht eine zunehmende Unbestimmtheit einher, die noch dadurch vermehrt
wird, dass Identitätspolitik mittlerweile zu einem Kampfbegriff
geworden ist.

Annäherung an eine erste Definition
Bevor wir diese Entwicklung kurz nachzeichnen und die Frage
diskutieren, warum mittlerweile gegensätzlichen Klassenkräften
dieses Label zugeschrieben wird, wollen wir darstellen, was diese
Politik von Beginn an auszeichnet. Aus obigem Zitat wird deutlich,
dass der Begriff der eigenen Identität als entscheidende Grundlage
einer radikalen Politik zur Befreiung oder zur Beseitigung von
Ungerechtigkeit und Benachteiligung reklamiert wird.

Identität stellt dabei das individuelle oder kollektive
Bewusstsein vor, das aus der eigenen oder gemeinsam geteilten
Erfahrung entsteht. Darauf basiere die radikalste Politik im
Interesse der jeweiligen Gruppe von ausgebeuteten, unterdrückten und
diskriminierten Menschen. „Die“ Frauen, „die“ Schwarzen,
„die“ Arbeiter_Innen teilten nicht nur gemeinsame Erfahrungen.
Sie würden damit auch über einen Zugang zur Erkenntnis der Ursachen
und der Politik zur Überwindung der Lage von Ausgebeuteten oder
Unterdrückten verfügen, der Nicht-Angehörigen dieser Gruppe
prinzipiell verwehrt ist. Dies ergibt sich logisch daraus, dass die
jeweils eigene Identität zur Quelle für die „tiefgreifendste und
potentiell radikalste Politik“ erklärt wird.

Die Erklärung des Combahee River Collective bringt das direkt zum
Ausdruck. Die Erfahrung mit dem Rassismus weißer Mittelschichtfrauen
im Feminismus der 1970er Jahre und mit männlichem Chauvinismus sowie
Sexismus in der Black Community einschließlich radikaler linker



Organisationen wie der Black Panther Party führen sie zur
Schlussfolgerung:

„Wir erkennen, dass die einzigen Menschen, die sich genug um uns
kümmern, um konsequent für unsere Befreiung zu arbeiten, wir selbst
sind. Unsere Politik entwickelt sich aus einer gesunden Liebe zu uns
selbst, unseren Schwestern und unserer Gemeinschaft, die es uns
erlaubt, unseren Kampf und unsere Arbeit fortzusetzen.“

Diese jeweils eigene Identität wird zum privilegierten Ort von
Radikalität und Erkenntnis. Nicht-Angehörige der jeweils
betroffenen Gruppe können Unterdrückung zwar nachzuempfinden und
nachzuvollziehen versuchen, aber sie können nie selbst auf die
gleiche Weise aus dieser Erfahrung als „Frau“, „Schwarze“
(oder auch als „Arbeiterin“) schöpfen.

Sobald dieses Verständnis von Erfahrung – Identität –
Politik akzeptiert wird, befinden wir uns auf dem Boden der
Identitätspolitik.

Sobald die Grundlagen der Identitätspolitik akzeptiert werden und
diese selbst zu einer bestimmenden Ideologie politischer Strömungen
wird, entfalten sich daraus auch deren innere Widersprüche. Sie
manifestieren sich gerade mit ihrem Siegeszug z. B. in weiten
Teilen der Frauenbewegung, in der „radikalen“ Linken, aber auch
durch ihre Akzeptanz im bürgerlichen Politikbetrieb. Im Folgenden
wollen wir diese Entwicklung nachzeichnen.

Entstehung
Geprägt wurde der Begriff der Identitätspolitik vom Combahee
River Collective, einer 1974 gegründeten Organisation schwarzer
Feministinnen. In ihrem Statement von 1977 arbeiten sie nicht nur
ihre Erfahrungen als unterdrückte schwarze, heterosexuelle und
lesbische Frauen auf, sondern auch die Reproduktion von Rassismus im
von weißen Mittelschichtfrauen dominierten Feminismus, die



Reproduktion von Sexismus durch die Männer der antirassistischen
Bewegung.

Im Gegensatz zu den meisten späteren Vertreter_Innen von
„Identitätspolitik“ verstand sich das Combahee River Collective
als revolutionäre Organisation. Ähnlich wie die von Claudia Jones
schon Ende der 1940er Jahre formulierte Triple Oppression Theory
(TOT) begriff es die kapitalistische Ausbeutung, Patriarchat und
Rassismus als die Gesellschaft prägenden und damit auch revolutionär
zu überwindenden Strukturen.

Für das Combahee River Collective stellte die Herausbildung einer
„radikalen“, revolutionären Identität der Unterdrückten eine
spontane Tendenz dar, sofern und sobald diese ihre gemeinsamen
Erfahrungen im Rahmen kollektiven Austauschs ihrer Probleme und
gemeinsamer Organisierung zu artikulieren beginnen. Diese Verkürzung
wird angesichts der geschichtlichen Lage der frühen 1970er Jahre
verständlich. Seit der Bürgerrechtsbewegung war die Lage der
rassistisch Unterdrückten in den USA von einem politischen Erwachen,
dem Anwachsen einer Massenbewegung und deren Radikalisierung bis hin
zur Black Panther Party geprägt. International bildeten nationale
und antikoloniale Befreiungskämpfe bis hin zum Sieg Vietnams gegen
die USA einen historischen Hintergrund, der nicht nur Anlass zu
revolutionärem Optimismus gab, sondern auch die Vorstellung nährte,
dass die Unterdrückten – und hier zuerst die am meisten
Unterdrückten – spontan zu revolutionärem Bewusstsein gelangen
würden.

Zugleich steht das Combahee River Collective ironischerweise auch
für eine Kritik an der Identitätspolitik, die die Frauenbewegung
prägte (insbesondere den radikalen Feminismus). Das Statement von
1977 weist mit scharfer Kritik auf die widersprüchliche Lage in den
Bewegungen der Unterdrückten selbst hin, darauf, dass in der von
weißen Mittelschichtfrauen dominierten feministischen Bewegung
Rassismus reproduziert wird, die antikolonialen und antirassistischen
Bewegungen vor allem von Männern (und oft von solchen aus der



Intelligenz) dominiert wurden, in der Arbeiter_Innenklasse weiße,
ältere Männer Politik und Ausrichtung bestimmten.

Das Statement stellte damit auch eine Reaktion auf die
Reproduktion sozialer Unterdrückung in der Arbeiter_Innenklasse und
unter den Unterdrückten wie auf die Blindheit linker Kräfte
gegenüber dieser Tatsache dar. Auch wenn in der bürokratisch
dominierten Arbeiter_Innenbewegung und in nationalen
Befreiungsbewegungen ähnliche Mechanismen wie in der radikalen sowie
in der bürgerlichen Frauenbewegung seit Ende der 1960er Jahre
wirken, so wurde der Begriff der Identitätspolitik lange Zeit vor
allem auf Letztere angewandt.

Ein bedeutender Unterschied zu späteren Kritiken z. B. des
Queerfeminismus besteht darin, dass diese radikale Strömung des
Feminismus oder Antirassismus die Bildung einer kollektiven Identität
bzw. einer Massenbewegung zur Beseitigung der strukturellen Ursachen
der Unterdrückung zum Ziel hatte.

Ausweitung der „Identitätspolitik“
Die Ausweitung der Identitätspolitik in der Frauenbewegung und im
Feminismus ging, wie auch in Bewegungen gegen rassistische
Unterdrückung, zugleich oft (und wohl auch entgegen den Intentionen
mancher ihrer Schöpfer_Innen) damit einher, dass die „gemeinsame
Identität“ als klassenübergreifende vorgestellt wurde. Der
radikal antikapitalistische und antiimperialistische Anspruch geht in
den 1970er und 1980er Jahren mit der Verbreitung der
Identitätspolitik rasch verloren, sofern er überhaupt je
existierte. Verstärkt wird er durch die Niederlagen der
Arbeiter_Innenklasse im Zuge der neoliberalen Offensive und der
Restauration des Kapitalismus, die gerade für die Intelligenz als
„Ende des Marxismus“ erscheint. Für die Identitätspolitik
existiert faktisch die Einheit „der Frauen“ oder „der
Schwarzen“ als klassenübergreifende gegenüber „den Männern“
oder „den Weißen“, unabhängig von ihrer Klassenzugehörigkeit.



Dies unterstellt eine gemeinsame Erfahrung „aller“ Frauen
(oder „aller“ Unterdrückten). Wir wollen hier keineswegs
bestreiten, dass es tatsächlich gemeinsame Unterdrückungserfahrungen
gibt, die die Angehörigen aller Klassen betreffen. Zugleich finden
wir aber auch erhebliche Unterschiede. Entscheidend ist jedoch, dass
auf Basis der Identitätspolitik die grundlegenden Gegensätze
zwischen Frauen aus der herrschenden Klasse und der
Arbeiter_Innenklasse ebenso wie die Sonderinteressen der Frauen aus
dem Kleinbürger_Innentum und den lohnabhängigen Mittelschichten
hintangestellt werden. Es ist auch kein Zufall, dass die
Vertreter_Innen von Identitätspolitik oft aus letzteren Klassen bzw.
Schichten stammen. Deren Lage zwischen den Hauptklassen der
kapitalistischen Gesellschaft bildet einen sozialen Nährboden für
die Ausbreitung von Ideologien, deren Gehalt in der Verwischung der
Klassengegensätze besteht.

Dabei treten die inneren Gegensätze im realen Leben und gerade
auch in Massenbewegungen mit Macht hervor. So im „Women’s March“
gegen Trump 2017. Tamika Mallory, eine linke Aktivistin und
Vertreterin von Black Lives Matter, wurde des „Antisemitismus“
beschuldigt, weil sie sich mit dem palästinensischen Widerstand
solidarisierte und an einer Veranstaltung der Nation of Islam
teilnahm. Trotz klarer Beweise dafür, dass sie gegen Antisemitismus
in der Black Community auftrat, verstummten die Anschuldigungen nicht
und es folgte schließlich eine Spaltung der Koordinierung.

In ihrer Verteidigung machte Mallory auf einen Punkt aufmerksam,
der die Doppelstandards ihre Kritiker_Innen verdeutlichte. Während
sie sich ständig für einen Auftritt bei der Nation of Islam
rechtfertigen müsse, wurde z. B. die Republikanerin Meghan
McCain nie gefragt, ob sie sich von der Politik ihrer Partei oder
frauenfeindlichen Äußerungen ihres Vaters distanziere. Im
Gegenteil: Sie wurde willkommen geheißen, weil sie als prominente
Republikanerin die Bewegung verbreiten, Mallory mit ihrem
Antizionismus und Antikolonialismus hingegen „die Frauen spalten“



würde.

Hinter dieser Konzeption wird deutlich, dass
„identitätspolitische“ Einheit, die Einheit „aller“ Frauen
unabhängig von Klassenzugehörigkeit und Unterdrückung nur ein
ideologischer Deckmantel für die Durchsetzung besonderer, in der
Regel bürgerlicher oder kleinbürgerlicher Klasseninteressen
darstellt.

Dieses Beispiel verweist auch schon darauf, dass die
Identitätspolitik in den letzten Jahrzehnten eine weit über die
ursprüngliche Frauenbewegung hinausgehende Bedeutung erfahren hat
und Eingang in die bürgerliche Öffentlichkeit fand.

Eine „(neo)liberale“ Identitätspolitik, die vor allem die
besonderen Interessen der Frauen aus den Mittelschichten, dem
Kleinbürger_Innentum und z. T. auch aus der
Arbeiter_Innenaristokratie artikulierte, wurde von bürgerlichen und
reformistischen Parteien aufgegriffen, um diese Frauen oder in
analoger Weise auch andere Unterdrückte als Wähler_Innen zu
gewinnen.

Linke Feministinnen wie Nancy Fraser oder im Manifest „Feminismus
für die 99 %“ unterzogen diesen „liberalen Feminismus“
einer scharfen Kritik, der faktisch eine Allianz mit Vertreterinnen
des „aufgeklärten“ Kapitalismus auf dem Rücken der
proletarischen „weißen“ Männer, aber auch aller anderen
subalternen Schichten und Klassen geschlossen habe. Damit hätte er
Trump und dem Rechtspopulismus erleichtert, sich als Vertretung der
„arbeitenden Klasse“, der „hart arbeitenden Amerikaner_Innen“
auszugeben.

Dieser durchaus berechtigte Vorwurf greift aber zu kurz. Während
Fraser die Folgen und die politische Kapitulation eines liberalen
Feminismus entlarvt, greift sie nicht die jeder Identitätspolitik
zugrundeliegende Vorstellung an, dass die eigene Erfahrung direkt zu



fortschrittlichem, befreiendem und gesellschaftsveränderndem
Bewusstsein führen würde. Im Gegenteil, das Manifest „Feminismus
für die 99 %“ durchziehen selbst identitätspolitische
Vorstellungen, namentlich wenn die Bildung eines
gesellschaftsverändernden „revolutionären“ Subjekts selbst als
Allianz verschiedener Klassenfraktionen der Subalternen und der
Unterdrückten, also als Addition kollektiver Identitäten,
verstanden wird (eine ausführliche Kritik findet sich in Urte March,
Feminismus
für die 99 Prozent – eine Kritik, in: Fight 8, März 2020).

Veränderung der Klassenbasis
Die Erweiterung des Begriffs gegenüber den 1970er Jahren
reflektiert eine Veränderung der Klassenbasis von Identitätspolitik.
Ursprünglich stellte sie eine kleinbürgerliche Ideologie dar, die
aus Bewegungen von Unterdrückten hervorging und eine, aus der
gemeinsamen Erfahrung gewonnene Einheit im Kampf begründen sollte –
auch in Abgrenzung zu anderen Unterdrückten oder Ausgebeuteten, die
eine vergleichsweise privilegierte Stellung in der Gesellschaft
innehatten.

Die frühen, identitätspolitisch geprägten Gruppierungen,
Bündnisse und Bewegungen gingen oft mit einer ideologischen Tendenz
zur „Essentialisierung“ des Unterdrückungsverhältnisses einher.
Diese drängt sich geradezu auf, wenn die Identität der
Unterdrückten direkt der gemeinsamen Erfahrung entspringen soll.
Diese scheint dann nicht in einem historisch konstituierten
gesellschaftlichen Verhältnis zu stehen, sondern als „Eigenschaft“
einer bestimmten Gruppe von Menschen, die im Extremfall biologisch,
natürlich oder durch gemeinsame Kultur, Lage usw. spontan produziert
wird.

Daher können Frauen z. B. als das „friedliche“
Geschlecht erscheinen, das von Haus aus „verständigungsorientierter“
sei. Die Tendenz zur Naturalisierung liegt der Identitätspolitik

https://arbeiterinnenmacht.de/2020/03/04/feminismus-fuer-die-99-prozent/
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zugrunde, weil ihr die Identität (bzw. das bürgerliche Individuum)
selbst als etwas „Natürliches“ erscheint, als Grundkonstante,
als ein vorgefundenes Wesen des/der Unterdrückten.

Dies trifft auch auf radikalere Teile der Frauenbewegung zu, die
ihre Politik oft genug mit einer „Essentialisierung“ der
gemeinsamen Erfahrung begründen. So lassen sich auch die heftigen
Konflikte jener Teile des Feminismus, die ein essentialistisches
Verständnis des natürlichen Geschlechts und der
Geschlechteridentität („Frauen sind Frauen“) vertreten, mit
Trans-Aktivist_Innen verstehen. Auf der Basis von Identitätspolitik
sind diese Gegensätze letztlich nicht auflösbar.

Solange der/die TrägerIn der Identität nicht als Ensemble
gesellschaftlicher Verhältnisse, sondern als vereinzeltes
bürgerliches Individuum oder als Gruppe von Individuen verstanden
wird, die gemeinsame Eigenschaften und Erfahrungen teilen, erscheint
Identität als ein unhinterfragbares Absolutes. Wer nichts besitzt,
besitzt immerhin, so scheint es, seine eigene Identität.

Natürlich wohnt der Suche nach ihr und dem Austausch gemeinsamer
Erfahrungen auch ein wichtiges emanzipatorisches Moment inne, ohne
das es keine fortschrittliche oder revolutionäre politische Bewegung
geben kann. Aber zugleich müssen die Grenzen dieser Suche verstanden
werden.

Wird die Identität als Ort privilegierter Erfahrung und Wahrheit
gesetzt, so ergibt sich für jede darauf begründete Politik eine
Tendenz zur Verabsolutierung der jeweils individuellen oder
Gruppenerfahrung „der“ Frauen, „der“ Schwarzen, aber auch
„der“ Fabrikarbeiter_Innen usw. usf.

Wird die eigene oder kollektive Erfahrung zum entscheidenden
Kriterium für Wahrheit und Richtigkeit von Politik, so lässt sich
über diesen Wahrheitsanspruch und die daraus abgeleitete Politik
letztlich nicht vernünftig streiten. Verschiedene Ansprüche stehen



einander mit gleichem Recht auf Authentizität entgegen. Jedes
Infragestellen des unbedingten Anspruchs auf die Richtigkeit der
eigenen Erfahrung und Wahrnehmung erscheint notwendigerweise als eine
Relativierung der sich erhebenden Identität der/des Betroffenen.

Die Verabsolutierung der eigenen Erfahrung tritt uns in
verschiedenen Formen entgegen, z. B. im Konzept von
Definitionsmacht, dem zufolge allein die Beschuldigung von
Täter_Innen durch Opfer physischer oder verbaler Übergriffe auf
Unterdrückte definiert, ob eine solche Tat auch vorlag – im Grunde
ein Rückfall hinter das bürgerliche Recht, weil Beschuldigten oder
Täter_Innen jedes Recht auf Verteidigung genommen wird. Die
rechtliche oder gesamtgesellschaftliche Problematik ist offenkundig.
Sie zeigt sich außerdem auch schlagend, sobald verschiedene
Unterdrückte auf ihre jeweilige Definitionsmacht absolut pochen,
wenn also z. B. ein rassistisch unterdrückter Mann einer weißen
Frau Rassismus vorwirft, diese wiederum dem Mann Sexismus.

Noch weitaus problematischer wird es, wenn die eigene
Unterdrückungserfahrung zum entscheidenden Wahrheitskriterium für
die Richtigkeit von Politik gemacht wird. Über die Politik einer
nationalen Befreiungsbewegung könnten demzufolge Menschen aus den
Metropolen, die keine Angehörigen der unterdrückten Nation sind,
nicht „von außen“ urteilen. Dies käme einer typisch westlichen,
kolonialistischen Arroganz gleich. Lassen wir einmal beiseite, dass
auch die Solidarisierung mit einer Befreiungsbewegung (oder erst
recht mit einer bestimmten politischen Strömung) ein Urteil „von
außen“ impliziert, so läuft diese identitätspolitische
Vorstellung regelmäßig auf eine Immunisierung vor Kritik hinaus.
Und diese begünstigt unwillkürlich die dominierenden bürgerlichen
Klassenkräfte innerhalb dieser Bewegungen.

In extremer Form schlägt die Identitätspolitik in einen
Relativismus um, der den Kampf gegen reaktionäre Ideologien und
Organisationen unter den Unterdrückten ablehnt oder deren
repressiven Charakter verharmlost. Vom Standpunkt revolutionärer



Klassenpolitik aus bedeutet eine Akzeptanz der Identitätspolitik in
der Frauenbewegung eine Anpassung an kleinbürgerliche und
bürgerliche, zumeist feministische Ideologien, bei nationalen
Befreiungsbewegungen an verschiedene Spielarten des Nationalismus.
Kurzum, der mit der Identitätspolitik einhergehende Relativismus
führt unwillkürlich zur politischen Unterordnung des Proletariats
unter kleinbürgerliche, bürgerliche, im Extremfall sogar direkt
reaktionäre Klassenkräfte.

Linke Lösungsversuche
Diese Problemstellungen greifen linke Verteidiger_Innen der
Identitätspolitik wie Lea Susemichel/Jens Kastner in ihrem Buch
„Identitätspolitiken“ auf und versuchen, eine „relativierte“
Identitätspolitik zu begründen, die diesen Fehler vermeiden soll.

Einerseits nehmen sie eine Erweiterung des Begriffs vor, indem sie
faktisch jede Massenpolitik, jede Bewegung als eine Form von
Identitätspolitik interpretieren, weil diese immer auf ein
kollektives Wir verweisen müsse, auf eine gemeinsame Lage, Erfahrung
und Gegner_Innen, um eine gemeinsame politische oder
gesellschaftliche Kraft zu konstituieren.

So erscheint für Susemichel/Kastner die Arbeiter_Innenbewegung
als eine neue, organisierte Massenbewegung, als erste, globale Form
der Identitätspolitik. Neben dieser fortschrittlichen Urform
(Identifikation mit der Klasse statt mit der Nation) steht für sie
am anderen Pol eine rechte Identitätspolitik wie z. B. der
Populismus eines Trump.

Wenn alles Identitätspolitik ist, diese also als Bedingung des
Politischen erscheint, wird der Begriff freilich inflationär und
nichtssagend. Wohl müssen wir uns fragen, warum so diese
verschiedenen politische Bewegungen und Ideologien überhaupt als
„Identitätspolitik“ erscheinen können. Der Grund dafür liegt
nicht einfach darin, dass Bewegungen auch auf gemeinsame Erfahrungen



rekurrieren sowie auf ein gemeinsames Wir oder eine/n gemeinsamen
(Klassen-)GegnerIn.

Der Punkt für die Überlappung von rechter und linker
Identitätspolitik liegt vielmehr im Versuch, die Politik einer
Bewegung, ihr Programm, ihre Forderungen usw. aus dieser scheinbar
unmittelbar vorgefundenen Identität herzuleiten. Er rekurriert dabei
auf eine wirkliche oder angebliche gemeinsame Erfahrung aller Frauen,
Weißen, Unterdrückten, die zu einer „natürlichen“
Gemeinsamkeit verklärt wird.

Auch wenn alle diese Bewegungen Momente von Identitätspolitik
enthalten, so wirft die Charakterisierung politischer Strömungen
unter diesem Label eigentlich mehr Probleme auf, als sie löst. Wenn
Bewegungen und politische Kräfte, die sich auf unterschiedliche
Klassen (oder Teile von Klassen) stützen, zusammengeworfen werden,
wird der Begriff entweder nichtssagend oder er verwischt die
eigentlich grundlegenden Unterschiede zwischen diesen Bewegungen, vor
allem ihren Bezug auf die verschiedenen Klassen der Gesellschaft.

Die Frage müsste also vielmehr lauten, warum Nationalismus,
Populismus, Feminismus, Ökonomismus so leicht mit
identitätspolitischen Vorstellungen verknüpft werden können. Der
Grund liegt darin, dass diese Ideologien allesamt mit dem Rekurs auf
eine angebliche gemeinsame Identität oder Erfahrung die
Arbeiter_Innenklasse sowie gesellschaftlich Unterdrückte
bürgerlichen Kräften unterordnen. Dies verdeutlicht einmal mehr den
grundsätzlich reaktionären Charakter der Identitätspolitik.

Vorläufer und historische Bezugspunkte linker
Identitätspolitik
Die Vertreter_Innen einer „linken“ Identitätspolitik
versuchen, die Probleme, die mit deren „Essentialisierung“
einhergehen, durch die Begründung einer nicht-essentialistischen
Identitätspolitik zu lösen. Ihre Bemühungen knüpfen dabei an



historische Vorbilder wie Simone de Beauvoir oder an Frantz Fanon an,
die wir im Folgenden untersuchen werden, um zu verdeutlichen, dass
auch diese Spielart der Identitätspolitik ihren inneren Problemen
nicht entkommen kann.

De Beauvoir
In ihrem Werk „Das andere Geschlecht“ kommt de Beauvoir das
Verdient zu, radikal „das Frausein“ in Frage zu stellen. „Man
kommt nicht als Frau zur Welt, man wird es“, fasst sie zusammen.
Damit verweist sie – ähnlich wie die marxistisch-materialistische
Erklärung der Frauenunterdrückung – darauf, dass
Geschlechterrollen, das „Frausein“, weibliche Sexualität (bzw.
deren Verleugnung) keine „natürlichen“, angeborenen
Eigenschaften „der Frau“, sondern gesellschaftliche Phänomene
darstellen.

Auch wenn de Beauvoir nicht die Erste war, die auf die
gesellschaftliche Konstitution der Geschlechterrollen und Identitäten
hingewiesen hat, so liegt die Bedeutung ihres Buchs darin, diese
markant und für Millionen Frauen hervorgehoben zu haben.

Aber aufgrund ihrer philosophischen Grundlage, des
Existenzialismus, kann sie das Wesen „des Menschen“ nur
individualistisch und abstrakt fassen. Für sie geht (wie für Sartre
und andere) die Existenz „des Menschen“ seinem gesellschaftlichen
Wesen voraus; d. h. das Individuum wird ontologisch als Mensch
verstanden, der in die Welt geworfen, zum Individuum gemacht wird,
indem er gezwungen ist, sich zu entscheiden. Der Mensch ist, wofür,
wozu er sich entscheidet. Bei de Beauvoir ist dies eng mit dem
Streben nach Freiheit verbunden.

Damit greift sie zwar ein reales Moment menschlichen und
insbesondere politischen Handelns auf, das notwendig
Entscheidungssituationen hervorbringt. Aber sie abstrahiert von der
historischen Bestimmtheit dieses Entscheidens und des Strebens nach



Freiheit. „Entscheidung“ und „Freiheit“ werden nicht mehr als
historisch konstituierte und wandelbare Größe begriffen, sondern
als Grundeigenschaften „des Menschen“.

In de Beauvoirs Arbeiten werden zwar immer wieder die Grenzen
dieser abstrakten Bestimmungen des für sich existierenden
Individuums deutlich. Aber ihr philosophischer Ausgangspunkt lässt
in sie gesellschaftliche und historische Faktoren nur im Nachhinein
einfließen. Diese relativieren zwar die grundlegenden Fehler des
Existenzialismus, aber ohne dessen eigentliche Grundlagen zu
überwinden, nämlich „Freiheit“ oder „Entscheidung“ nicht
als historische, sich entwickelnde Phänomene zu begreifen, die mit
der Entwicklung der Gesellschaftsformationen und der Produktivkräfte
selbst erst entstehen und einem Veränderungsprozess unterzogen sind.

Diese Probleme tauchen in jeder „nicht-essentialistischen“
Identitätspolitik auf wie auch im Queer- und Differenzfeminismus. Um
den Fallstricken des „Essentialismus“ zu entgehen, nehmen
Letztere zum subjektiven Idealismus Zuflucht. Frau, Geschlecht,
Identität erscheinen als rein diskursive Konstruktionen, in denen
„die Frau“ oder „das Geschlecht“ „gemacht“ wird. Der
Preis für diese „Lösung“ besteht freilich darin, dass jede
kollektive Identität per se suspekt und tendenziell repressiv wird.
Differenz- oder Queerfeminismus führen daher politisch logisch zu
einer rein idealistischen, individualistischen Politik – Identität
selbst ist eine Konstruktion. Oder anders formuliert: Auf Grundlage
einer Dekonstruktion eines scheinbar natürlichen Wesens kann nur
eine rein individuell, negativ bestimmte Identität von Unterdrückten
hergeleitet werden. Befreiung wird damit ihrer kollektiven Aspekte
entkleidet und wesentlich auf Selbstbestimmung, Selbstermächtigung
des Individuums und auf Verschiebung von Diskursen, also
Sprachpolitik konzentriert. Der Queer- und Differenzfeminismus mit
seinem Fokus auf das Individuum stellt dabei nicht nur eine
reaktionäre, idealistische Konzeption dar. Diese Ideologie
entspricht zugleich der Klassenlage der Mehrzahl ihrer



Vertreter_Innen unter den lohnabhängigen Mittelschichten (v. a.
den akademisch ausgebildeten).

Grenzen
Die „nicht-essentielle“ Identitätspolitik hingegen will nicht
nur dem Problem des „Essentialismus“, sondern auch des
bürgerlichen Individualismus entgehen. Sie greift daher – wie der
„Essentialismus“ – auf eine gemeinsame Erfahrung als Grundlage
für gemeinsame Politik zurück. Dessen Fehler und Tendenzen zur
Verabsolutierung sollen aber durch Reflexion auf ihre möglichen,
andere Unterdrückte „ausschließenden“ Momente der eigenen
Identität vermieden werden. Dazu wurde eine ganze Reihe von
Techniken entwickelt, darunter der Intersektionalismus, eine Art
Reparaturbetrieb auf Grundlage der Identitätspolitik.

Das Problem, das bei der Begründung einer
„nicht-essentialistischen“ Identitätspolitik immer wieder
auftaucht, hängt mit Folgendem zusammen. Um die Identität einer
Massenbewegung zu begründen, reicht eine rein abstrakte, bloß
negative oder rein diskursive Bestimmung der Identität nicht aus.
Eine kollektive Identität muss also an der Wirklichkeit ansetzen.
Dazu soll die gemeinsame Erfahrung herhalten. Doch die Erfahrung
selbst stellt sich in der bürgerlichen Gesellschaft als
widersprüchliche dar. Auch jene der Unterdrückung (oder erst recht
des „Ausgebeutet-Seins“) bringt die realen gesellschaftlichen
Verhältnisse keineswegs unmittelbar zum Ausdruck, sondern auf eine
ideologisierte, die realen Verhältnisse teilweise sogar auf den Kopf
stellende oder verschleiernde Weise.

Wenn bei Bildung einer kollektiven Identität unmittelbar aus der
eigenen Erfahrung ein sich befreiendes Subjekt abgeleitet werden
soll, entsteht unwillkürlich die Tendenz, dass auf gesellschaftlich
vorherrschende Formen des Bewusstseins der Unterdrückten
zurückgegriffen wird. Dass z. B. auch der Masse der Frauen die
Familie als „natürliche“ und wünschenswerte Form des



Zusammenlebens erscheint, entspringt den gesellschaftlichen
Verhältnissen im Kapitalismus selbst (ganz so wie den
Warenbesitzer_Innen die Warenproduktion als natürlich erscheint).

Wir wollen das an einem Beispiel verdeutlichen. Im Kapitalismus
wird der größte Teil der Reproduktionsarbeit von Frauen geleistet.
Diese geschlechtsspezifische Arbeitsteilung führt dazu, dass sie
nicht nur dementsprechende Fähigkeiten und darauf aufbauende
Bewusstseinsformen stärker ausbilden als Männer. Weil diese
Arbeitsteilung über Generationen, ja in unterschiedlicher Form die
gesamte Geschichte der Klassengesellschaften prägt, erscheint es so,
dass Frauen nicht nur „von Natur“ aus besser für Reproduktions-
und Sorgearbeiten geeignet wären, sondern auch mit dieser verbundene
Haltungen gegenüber anderen Menschen „natürlich“ einnähmen.
Sie wären sorgender, mitfühlender, kooperativer, friedfertiger,
kompromissbereiter … Ein auf Identitätspolitik basierender
Feminismus greift zwar durchaus die in der bürgerlichen Gesellschaft
vorherrschenden Rollenzuschreibungen und Ungleichheiten der
Geschlechter an, er übernimmt aber auch bestimmte scheinbar
natürliche Charaktereigenschaften „der“ Frau. Statt diese als
Resultate einer geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zu begreifen,
werden diese auch in der Identitätspolitik als natürliche
Eigenschaften der Frau reklamiert, allerdings positiv konnotiert. So
sollten Frauen mehr bestimmen, weil sie das an sich friedfertigere,
solidarischere, sorgendere Geschlecht seien.

Die „nicht-essentialistische“ Identitätspolitik begreift zwar
dieses Problem. Sie erkennt, dass die identitätspolitischen
Bewegungen gesellschaftlich Unterdrückter an einen toten Punkt
angelangten, wenn verschieden Unterdrückte (z. B. „die
Frauen“, „die rassistisch Unterdrückten, „die Jugend“) ihre
Unterdrückung gegenüber anderen jeweils absolut setzten. Aber die
Begrenzung gegenüber der Absolutheit durch Vermittlung zwischen den
Bewegungen und Reflexion der eigenen „blinden Flecken“ greift in
Wirklichkeit zu kurz.



Ihr gerät nämlich der ideologische, widersprüchliche, verkehrte
Charakter der „spontanen“ Identität der Unterdrückten selbst
aus dem Blick. Um die Grenzen der Identitätspolitik zu sprengen und
zugleich eine Massenbewegung (z. B. von proletarischen Frauen
oder von rassistisch Unterdrückten) aufzubauen, reicht es nicht aus,
die ausgrenzenden Tendenzen „spontaner“ identitätspolitischer
Bewegungen einzuhegen. Es muss vielmehr die Vorstellung
problematisiert werden, dass die eigene Erfahrung von Unterdrückung
spontan zur richtigen Erkenntnis der Ursachen und Wege zur
Überwindung der Unterdrückung führen könnte.

Frantz Fanon
Dies wollen wir auch an einem zweiten Vorbild der
„nicht-essentialistischen Identitätspolitik“ verdeutlichen:
Franz Fanon. In seiner Schrift „Die Verdammten dieser Erde“ übt
er immer wieder scharfe Kritik an der Anpassung der schwarzen
Intelligenz an koloniale Herrschaft und bürgerlich-demokratische
Ideologien, aber auch an einen schwarzen Nationalismus, der die
traditionellen afrikanischen Gesellschaften romantisiert und deren
Vergangenheit neu beleben möchte. Fanon selbst charakterisiert dies
als reaktionäre und folkloristische Sentimentalität, als Ablenkung
vom Kampf um Befreiung.

In diesem Sinn ist Fanon „anti-essentialistisch“. Aber um eine
Massenbewegung im antikolonialen Befreiungskampf zu begründen,
greift er nicht zum Marxismus und zu Trotzkis Theorie der permanenten
Revolution, die allein den Kampf um demokratische Rechte und die
sozialistische Revolution theoretisch und programmatisch zu verbinden
vermag. Er steht vielmehr in der Tradition des sowjetrussischen
Stalinismus und Maoismus und der von ihnen geprägten Etappentheorie,
der zufolge die Revolution in den Halbkolonien zuerst zur nationalen
Befreiung führen muss, bevor die sozialistischen Aufgaben angegangen
werden können.

Er verleiht ihr freilich noch eigene Elemente. Erstens gilt Fanon



die städtische Arbeiter_Innenklasse in den Kolonien als eine
gekaufte, eng mit dem Kolonialismus verbundene Klasse, und sie
scheidet somit als revolutionäre Kraft aus, ja mag wie große Teile
der städtischen Bevölkerung als rückschrittlich erscheinen. Kein
Wunder also, dass er die revolutionäre Kraft eher auf dem Land als
in den Zentren sucht und der von dort aus organisierte
Befreiungskampf favorisiert wird.

Zweitens trennt er scharf zwischen der „nationalen Kultur“,
wie sie vorgefunden wird, von der „Nation“, wie sie im
Befreiungskampf erst begründet wird, am Entstehen ist. Wie ein
Phönix aus der Asche erhebt sich ein nationales Bewusstsein, das für
ihn auch die höchste Form revolutionären Bewusstseins darstellt.

„Die internationalen Ereignisse, der um sich greifende
Zusammenbruch der Kolonialreiche, die Widersprüche innerhalb des
kolonialistischen Systems unterhalten und verstärken die
Kampfbereitschaft, lassen ein nationales Bewusstsein entstehen und
geben ihm Kraft.“ (Fanon, Die Verdammten dieser Erde, suhrkamp,
Frankfurt/Main 1981, S. 202)

Und weiter: „Wenn die Kultur eine Äußerung des
Nationalbewusstseins ist, so zögere ich für unseren Fall nicht zu
sagen, dass das Nationalbewusstsein die am meisten entwickelte Form
der Kultur ist.“ (Ebenda, S. 208)

Er versucht, einen „revolutionären Nationalismus“ zu
begründen, der ihm zufolge qualitativ anders als der Nationalismus
alter Prägung sei, insofern er eine „internationale Dimension“
besitze. Anders als der Marxismus, der auch den Nationalismus der
unterdrückten Nationen als bürgerliche Ideologie betrachtet und
kritisiert und daher den Kampf um nationale Befreiung scharf von
allen Zugeständnissen an den Nationalismus abgrenzt, imaginiert
Fanon einen „internationalen“ Befreiungsnationalismus. Für
diesen will er in der Realität Anknüpfungspunkte finden, ihn aus
den „positiven“ Traditionen des nationalen Kampfes ziehen. Im



konkreten Fall des Befreiungskampfs in Algerien waren dies die linke,
bürgerlich-nationalistische Befreiungsfront FLN und die entstehende
panafrikanische Bewegung.

Die Verallgemeinerung einer aus unmittelbaren Erfahrungen
gewonnenen „Identität“, selbst wenn sie sich von Beginn an von
problematischen hergebrachten Formen abgrenzt, führt also auch bei
Fanon dazu, dass er auf eine reale, vorgefundene, von der
Gesellschaft geprägte Identität zurückgreifen muss.

Für die Bildung eines kollektiven Subjekts reicht auch beim
„Befreiungsnationalismus“ eine rein negative Bestimmung letztlich
nicht aus. Es muss an etwas, das „spontan“ in den
Auseinandersetzungen, Erfahrungen auftritt, angeknüpft werden, das
dann die gemeinsame Identität bildet. Diese kann entweder
„essentialistisch“ im biologischen Wesen, der Natur des Menschen
gefunden oder muss scheinbar spontan auftretenden, in Wirklichkeit
jedoch gesellschaftlich vermittelten objektiven Bewusstseinsformen
entnommen werden. Im Fall Fanons ist Letzteres der kämpfende
Nationalismus. Letztlich entrinnt diese „nicht-essentialistische“
Identitätspolitik den Problemen ihres Konterparts nicht, sondern
ideologisiert vielmehr das Klasseninteresse der bürgerlichen
Führungen der Befreiungsbewegungen der 1960er Jahre.

Ökonomismus
Neben Autor_Innen wie de Beauvoir oder Fanon präsentieren einige
Verteidiger_Innen einer linken Identitätspolitik auch die
Arbeiter_Innenbewegung als eine solche. „Denn auch all jene
praktischen wie theoretischen Versuche, unter den Lohnabhängigen
(und über diese hinaus) Klassenbewusstsein zu formieren, sind Formen
von Identitätspolitik: Schließlich ging es nicht zuletzt darum,
dass die einzelnen Individuen sich kollektiv über die Arbeit und
über ihre Klassenposition identifizieren.“ (Susemichel/Kastner,
Identitätspolitiken, UNRAST-Verlag, Münster, 2018, S. 13)



Das Problem mit dieser Auffassung besteht aber gerade darin, dass
das „spontane“, im Rahmen des Lohnabhängigkeitsverhältnisses
und der Identifikation mit der Arbeit hervorgebrachte Bewusstsein
längst noch kein Klassenbewusstsein darstellt – jedenfalls nicht
für Marx, Lenin und andere Autor_Innen der
revolutionär-marxistischen Arbeiter_Innenbewegung. Im Gegenteil:
Marx verweist im „Kapital“ auf die Problematik des spontanen
Arbeiter_Innenbewusstseins. So zeigt er beispielsweise im Kapitel
über den Arbeitslohn, dass die Lohnform notwendigerweise bei den
Kapitalist_Innen wie bei den Arbeiter_Innen ein verkehrtes
Bewusstsein über das Klassen- und Ausbeutungsverhältnis
hervorbringt.

In der kapitalistischen Produktionsweise muss der Wert der Ware
Arbeitskraft notwendigerweise die Form des Arbeitslohns annehmen. Es
erscheint, als würde der/die KapitalistIn nicht die Arbeitskraft
kaufen, sondern die gesamte, vom/von der Lohnabhängigen für ihn
verrichtete Arbeit bezahlen. Daher verschwinden mit der Lohnform auch
Mehrarbeit und -wert und damit die eigentliche kapitalistische
Ausbeutung im Bewusstsein von Kapitalist_Innen und
Lohnarbeiter_Innen. Wie Marx zeigt, stellt dieses Verschwinden des
grundlegenden Ausbeutungsverhältnisses im Bewusstsein
antagonistischer Klassen ein notwendiges Resultat der
kapitalistischen Produktionsweise selbst dar, eine Verkehrung, die
mit der Wertform der Waren untrennbar verbunden ist. Es handelt sich
bei der Lohnform also um eine objektive Gedankenform, eine
Mystifikation wesentlicher Verhältnisse. Die unmittelbare Erfahrung
der Arbeiter_Innenklasse und der nur-gewerkschaftliche Kampf zwischen
Lohnarbeit und Kapital bewegen sich innerhalb dieser Gedankenform, ja
bestärken diese sogar bis zu einem gewissen Grad. Im
Alltagsbewusstsein der Arbeitenden drückt sich das z. B. darin
aus, dass nur schlecht bezahlte, prekäre Arbeit als „Ausbeutung“
zu einem Hungerlohn erscheint, während ein Lohn, der die
Reproduktionskosten deckt oder sogar etwas höher als diese bezahlt
wird, als „gerecht“ wahrgenommen wird.



Auch der rein ökonomische Klassenkampf verbleibt, wie Lenin an
Marx anknüpfend in „Was tun“ deutlich macht, noch auf der Ebene
des Aushandelns der Verkaufsbedingungen der Ware Arbeitskraft. Diese
Auseinandersetzung kann zwar eine Schärfe erreichen, die
Lohnabhängige empfänglich für revolutionäre Agitation und
Propaganda macht, z. B. wenn bestimmte Kämpfe wie Streiks, die
vom Staat unterdrückt werden, Fragen aufwerfen, die über den
Bewusstseinshorizont der gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen
hinausgehen. Dies ändert jedoch nichts daran, dass das politische
Klassenbewusstsein nicht spontan in diesen Auseinandersetzungen
entsteht. Es kann vielmehr, wie es Lenin ausdrückt, „dem Arbeiter
nur von außen gebracht werden, das heißt aus einem Bereich
außerhalb des ökonomischen Kampfes, außerhalb der Sphäre der
Beziehungen zwischen Arbeitern und Unternehmern.“ (Lenin, Was tun?,
LW 5, S. 436)

Wenn die Arbeiter_Innenbewegung als identitätspolitische, also
auf der spontanen, naturwüchsig entstehenden Identifikation mit der
Arbeit, dem Arbeiter_Innensein und der Lohnbewegung beruhende
begriffen, ja fixiert wird, so wird hier nur der Fehler des
Ökonomismus wiederholt, den gewerkschaftlichen Konflikt und dessen
reformpolitische, gesetzgebende Verlängerung im Ringen gegen
„soziale Ungleichheit“ zum eigentlichen Arbeiter_Innenkampf zu
verklären.

Das Problem besteht aber gerade darin, dass dieses spontane
Arbeiter_Innen- kein revolutionäres Klassenbewusstsein bilden kann,
sondern eine Form bürgerlichen Bewusstseins darstellt. Dasselbe
trifft auch auf eine solcherart geprägte „Arbeiter_Innenidentität“
zu. Wenn wir beispielsweise die Kultur und Identität betrachten, wie
sie z. B. der Austromarxismus, der „Sozialstaat“, aber auch
die vom Stalinismus beherrschten Staaten hervorbrachten, so waren
diese wesentlich Formen verbürgerlichter „Arbeiter_Innenkultur“
und dementsprechender Identitäten. Diese gingen zwar mit der
Anerkennung der Lohnarbeiter_Innen als gesellschaftlicher Kraft



einher. Zugleich jedoch wurden mit dieser nicht nur Identifikation
mit „der Arbeit“ und ein gewisser Stolz vermittelt, sondern auch
ein in den gesellschaftlichen Zusammenhang eingegliedertes
„Arbeiter_Innensein“, das dann nicht auf die Aufhebung der
Arbeiter_Innenklasse (oder gar den revolutionären Sturz des
Kapitalismus oder der Herrschaft einer Staatsbürokratie) abzielte.
Im Gegenteil, Sozialdemokratie, Gewerkschaftsbürokratie und
Stalinismus drängten und drängen danach, eine bestimmte
„Arbeiter_Innenkultur“ zu verewigen. Diese geht notwendigerweise
mit einer Anpassung an die bürgerliche Kultur, eine Übernahme von
reaktionären Elementen einher, so z. B. einer Idealisierung der
bürgerlichen Familie, von reaktionären Geschlechterrollen, aber
auch der jeweiligen nationalen Kultur. Wie die Identitätspolitik
fassen auch Reformismus und Ökonomismus die
„Arbeiter_Innenidentität“ als etwas Gegebenes, Statisches.

Für den revolutionären Marxismus hingegen ist revolutionäres,
das eigentliche proletarische Klassenbewusstsein grundlegend
verschieden von demjenigen, das an der Oberfläche der Gesellschaft
entsteht. Das spontane Bewusstsein ist ein bürgerliches. Dem
Marxismus geht es darum, die Arbeiter_Innenbewegung in eine Richtung
zu lenken, die Verhältnisse erkämpfen kann, in denen nicht nur
diese Bewusstseinsformen aufgehoben werden können, sondern vor allem
die Bedingungen, die sie notwendig hervorbringen.

In der Einleitung zur „Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“
formuliert Marx die Forderung, „alle Verhältnisse umzuwerfen, in
denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein
verächtliches Wesen ist“ (MEW 1, S. 385).

Die revolutionäre Kraft der Arbeiter_Innenklasse besteht nicht
darin, die Identität, die der aktuelle Zustand hervorbringt, einfach
positiv bejahend aufzunehmen, sondern sich vielmehr als ein im Werden
begriffenes Subjekt zu verstehen. Dies erfordert aber, dass die
Arbeiter_Innenklasse (wie auch sozial Unterdrückte) nicht bloß als
bestehende Gruppe von Menschen mit ähnlichen Erfahrungen (oder auch



einem/r gemeinsame GegnerIn) begriffen werden darf, sondern auch von
ihrem Ziel, von ihrer Bestimmung als revolutionärer Kraft verstanden
werden muss. Das Wesen der Arbeiter_Innenklasse, das sie überhaupt
erst zu einer revolutionären Klasse macht, besteht also nicht darin,
wie sie ist, sondern wie sie werden kann und muss, um sich selbst und
die gesamte Menschheit von Ausbeutung und Unterdrückung zu befreien.

Die Identitätspolitik hingegen vertritt einen statischen, aus dem
Hier und Jetzt, sei es nun „essentialistisch“ oder
„nicht-essentialistisch gewonnenen Begriff von Identität. Da sie
Identität als etwas Gegebenes, Statisches oder Konstruiertes
auffasst, verstrickt sie sich in die Dialektik des Wesens und kann zu
keiner Aufhebung vorgefundener Identitäten kommen. Hier erweist sich
das philosophische Verharren auf dem Empirismus, Pragmatismus,
Existenzialismus, Postmodernismus oder auch einem mechanischen
Materialismus als fatal.

Gegenüber diesen letztlich antidialektischen Theorien besteht der
Fortschritt in der Hegel’schen Bestimmung des Wesensbegriffs gerade
darin, dass es selbst als etwas erst im Entstehen Begriffenes,
Nicht-Fertiges aufgefasst ist, das gerade und trotz dieser
Unbestimmtheit und Offenheit der Entwicklung im Zusammenhang des
Ganzen zentral für die Gesamtbewegung ist. Wie es in der
Phänomenologie heißt: „Das Ganze aber ist nur das durch seine
Entwicklung sich vollendende Wesen.“ Und weiter: Es ist „wesentlich
Resultat, daß es erst am Ende das ist, was es in
Wahrheit ist; und hierin eben besteht seine Natur, Wirkliches,
Subjekt oder Sichselbstwerden zu sein.“ (Hegel, Phänomenologie des
Geistes, Werke, Bd. 3, S. 24)

Das Subjekt der Befreiung liegt daher in diesem Sinn nicht fertig
vor. Seine Wirklichkeit und Erfahrungen sind vielmehr notwendig
widersprüchlich und erst in Bildung begriffen. Die
dekonstruktivistische Kritik am „Essentialismus“ beraubt das
Subjekt gerade um das, was Voraussetzung seines Werdens als
Geschichtssubjekt ist – seine Kollektivität, seinen



Massencharakter –, während letztlich jede Form von
Identitätspolitik verkennt, dass sich das Subjekt überhaupt erst
herausbilden muss.

Genau diesen Punkt greift der Marxismus auf, wenn er von der
Entwicklung der Klasse an sich zu einer für sich spricht. Als eine
Klasse für sich bildet sich die Arbeiter_Innenklasse jedoch nur als
revolutionäre, wenn sie sich als Geschichtssubjekt der Umwälzung
und Errichtung einer neuen Gesellschaftsordnung konstituiert, also
die Bedingungen schafft für das Abstreifen aller reaktionären,
rückschrittlichen Seins- und Bewusstseinselemente sowie ihrer
Aufhebung als Klasse, ihr Aufgehen in einer vom Joch der
Klassenherrschaft befreiten Menschheit. Das Ziel der revolutionären
Bewegung der Arbeiter_Innenschaft besteht schließlich nicht in der
nachrevolutionären Verewigung als nun herrschende Klasse, sondern in
der Überwindung der Klassenspaltung selbst und dem Schaffen einer
klassenlosen Gesellschaft, in der erst die Menschen endgültig das
Erbe ihrer Erniedrigung, Versklavung, Vereinseitigung abgeschafft
haben werden.

Wurzeln der Identitätspolitik unter
Unterdrückten
Abschließend wollen wir noch einige wesentliche
Schlussfolgerungen unserer Betrachtung und Kritik zusammenfassen:

Erstens muss eine marxistische Kritik der linken Identitätspolitik
verstehen, warum diese ideologisch so prägend werden konnte. Dies
liegt zu einem guten Teil auch an den traditionell vorherrschenden
Strömungen und Ideologien in der Arbeiter_Innenklasse. Stalinismus,
Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbürokratie negieren letztlich die
subjektiven Erfahrungen der Lohnabhängigen als handelnde Subjekte.
Daher machen viele Unterdrückte, darunter auch sozial unterdrückte
Teile der Arbeiter_Innenklasse mit den verkrusteten,
verbürokratisierten und reformistischen Führungen die Erfahrung,



dass ihre Unterdrückung, ihre verstärkte Ausbeutung auch von der
Arbeiter_Innenbewegung nicht ernst genommen wird. Sie werden – oft
nicht viel anders als in der bürgerlichen Gesellschaft – auf einen
„späteren“ Zeitpunkt vertröstet, weil jetzt angeblich
Wichtigeres auf der Tagesordnung stünde. Sie werden
paternalistisch-wohlwollend behandelt, als Objekt, um das man sich
schon kümmern würde. Ihre Subjektivität, zumal eine aktive,
rebellische, gilt als suspekt. Die Tatsache, dass die
Arbeiter_Innenbürokratie auch alle anderen Teile der Klasse passiv
und unter Kontrolle hält, kann darüber nicht hinwegtrösten.

Im Gegenteil: Die Arbeiter_Innenbürokratie stützt sich in der
Regel auf die relativ privilegierten Lohnabhängigen in den
imperialistischen Ländern, auf die Arbeiter_Innenaristokratie, die
ihrerseits oft männlich, weiß, heterosexuell geprägt ist.
Natürlich sind auch deren Bewusstseinsformen oft von reaktionären
Ideologien – Chauvinismus, Sexismus, teilweise sogar Rassismus –
geprägt. Die vorherrschende Politik der Gewerkschaften und
reformistischen Parteien, sich auf rein ökonomische Kämpfe bzw.
Wahlkämpfe und Sozialreform zu beschränken, bedeutet, dass der
gesellschaftlich vorherrschende Bewusstseinszustand der Klasse nicht
nur in Kauf genommen wird. Oft stützen sich gewerkschaftliche
Apparate und reformistische Parteien direkt auf diese Formen. Im
schlimmsten Fall verhalten sie sich gegenüber Kämpfen der
Unterdrückten passiv oder vertreten Formen von Chauvinismus,
Nationalismus, Rassismus, Sexismus, Homo- und Transphobie, wie sie
auch im bürgerlichen Mainstream vorherrschen.

Daher erfordert eine politische Auseinandersetzung mit
Identitätspolitik in fortschrittlichen Bewegungen einen
unversöhnlichen Kampf gegen alle Formen repressiver,
unterdrückerischer Politik in der Arbeiter_Innenbewegung selbst. Nur
so werden die besten Kämpfer_Innen von den inneren Grenzen und der
Notwendigkeit des Bruchs mit der Identitätspolitik überzeugt werden
können. Nur so werden sie überzeugt werden können, dass die



marxistische Kritik am bürgerlichen Charakter dieser Ideologie
nichts mit einer passiven Haltung zu ihrer Unterdrückung und ihren
persönlichen und kollektiven Erfahrungen zu tun hat.

Im Gegenteil, Revolutionär_Innen müssen dafür kämpfen, dass
diese gehört werden, diese Kraft Eingang in den Kampf findet. Eine
Erscheinungsform jeder sozialen Unterdrückung wie auch der
kapitalistischen Ausbeutung besteht schließlich tatsächlich darin,
dass ihre Erfahrungen (und noch vielmehr spontane Formen von
Rebellion, Aufbegehren und Widerstand) in dieser Gesellschaft
marginalisiert werden.

Der Marxismus erkennt an, dass Subjektwerdung der Klasse auch eine
viel breitere, umfassende Artikulation der Erfahrungen mit Ausbeutung
und Unterdrückung beinhaltet. Die Arbeiter_Innenkorrespondenzen in
den Zeitungen der Zweiten und Dritten Internationale verdeutlichten
auch, wie wichtig diese für die Formierung einer kämpfenden
Bewegung und den kollektiven Austausch waren. Die Betonung dieser
Erfahrung in der Identitätspolitik inkludiert somit ein richtiges
Moment, das die Arbeiter_Innenbewegung insgesamt – und zwar nicht
nur hinsichtlich der Erfahrung von Lohnabhängigen, sondern aller
Unterdrückten forcieren muss.

Zweitens muss die Arbeiter_Innenbewegung alle fortschrittlichen
Kämpfe von gesellschaftlich Unterdrückten, sei es gegen die
Unternehmer_Innen, den Staat oder die Rechten, sei es gegen
imperialistische Ausbeutung und Besatzung, ohne Wenn und Aber
unterstützen. Dass die Identitätspolitik bei vielen
Auseinandersetzungen und Bewegungen eine bedeutende, wenn nicht sogar
vorherrschende Ideologie spielen mag, ändert daran nichts. Es geht
schließlich nicht darum, eine falsche politische Konzeption zu
unterstützen, sondern die legitime Gegenwehr. Wenn die
Arbeiter_Innenbewegung und vor allem deren revolutionärer Flügel
wirklich zeigen will, dass sie jedes Aufbegehren gegen Unterdrückung
als integralen Bestandteil des Klassenkampfes um eine andere,
sozialistische Gesellschaft begreift, so muss sie dies z. B. den



Aktivist_Innen der Frauenbewegung, in antirassistischen Kämpfen,
Geflüchteten, sexuell Unterdrückten auch praktisch zeigen.

Kritik der Identitätspolitik
Diese praktische Politik muss aber einhergehen mit eine
unversöhnlichen Kritik der Identitätspolitik selbst. Diese geht
letztlich von einem bürgerlichen Verständnis der Subjektbildung
aus. Im Grunde betrachtet sie das Individuum oder Identität und
damit Bewusstsein nicht als gesellschaftliches, geschichtliches,
veränderbares Produkt.

Entweder tut sie das in der kruden Form, dass aus der eigenen
Erfahrung/Empfindung unmittelbar auf die Richtigkeit der
gesellschaftlichen Einschätzung Rückschluss gezogen wird (Teile des
Feminismus, Antikolonialismus, Ökonomismus) oder diese Politik wird
komplexer gedacht und begründet. So wird anerkannt, dass auch das
Bewusstsein der Unterdrückten „entstellt“, vom
Unterdrückungsverhältnis geprägt sein kann. Aber statt den
widersprüchlichen Charakter der persönlichen und kollektiven
Erfahrung selbst zu begreifen, wird auf eine eigentliche, aber
dahinter liegende, weniger unmittelbare Erfahrung rekurriert, die
gewissermaßen nur freigelegt werden müsse, oder es wird eine
gewisse Relativierung wie im Intersektionalismus vorgenommen, wenn
verschiedene Erfahrungen gegeneinander abgewogen werden.

Auch wenn die eigene bzw. kollektive Erfahrung für den Kampf
gegen Ausbeutung oder Unterdrückung einen unerlässlichen
Ausgangspunkt für Handeln, Rebellion, Infragestellung scheinbarer
Selbstverständlichkeiten darstellt, so kann aus ihr selbst heraus
sicher nie die Richtigkeit einer Analyse, eines Verständnisses des
Gesamtzusammenhangs hergeleitet werden.

Im Gegenteil, im Kapitalismus kann, ja wird bei den Unterdrückten
notwendig und spontan ein falsches Verständnis reproduziert werden.
Das tut z. B. der bürgerliche Feminismus, indem er die



Frauenunterdrückung auf eine Gleichheitsfrage reduziert; das tut der
Nationalismus von Befreiungsbewegungen, denn der Nationalismus ist
auch dann noch eine bürgerliche Ideologie; das tut der Ökonomismus,
indem er Arbeiter_Innenpolitik als Verlängerung des
nur-gewerkschaftlichen Klassenkampfes betrachtet.

Für den Marxismus stellt der Mensch hingegen ein „Ensemble
gesellschaftlicher Verhältnisse“ dar. D. h. die
Individualität, auch die Identität der Einzelnen z. B. ist
selbst ein historisches Produkt.

Damit ist nicht nur gemeint, dass wir in eine bestimmte Welt mit
bestimmten Möglichkeiten hineingeboren worden sind. Bestimmte
Klassengesellschaften bringen auch verschiedene Klassenindividuen
hervor und je nach Typus spezifische objektive Gedanken- und
Bewusstseinsformen, damit auch bestimmte Formen der Identität.

Aber die Identität stellt sich im Kapitalismus spezifisch dar.
Und zwar selbst in doppelter Weise als bürgerliches 
(WarenbesitzerIn) und Klassenindividuum (Klasse an sich).

Das Bewusstsein, bestimmte Bewusstseinsformen der Individuen sind
schon in der Form davon geprägt, dass die gesellschaftlichen
Verhältnisse in ihnen verschleiert werden, verkehrt erscheinen oder
überhaupt ihr Wesen verschwindet – und zwar mit Notwendigkeit. So
z. B. in der Lohnform – und das hat auch Auswirkungen auf die
Frage der Hausarbeit, privaten Arbeit, damit auch des Verhältnisses
zwischen den Geschlechtern.

D. h. die Identität der Ausgebeuteten und Unterdrückten ist
nicht einfach nur in dem Sinne „geformt“, dass sie z. B.
herrschaftskonforme Stereotypen nachvollziehen (z. B. Gehorsam,
moralische Werte, Geschlechternormen), sondern auch in dem, dass ihre
spontanen moralischen Ziele (Gleichheit, Gerechtigkeit, …) selbst
ideologische Formen darstellen und eine dem System selbst
entsprechende, wenn auch widersprüchliche Identität gebildet wird.



Diese enthält bewusste und unbewusste Komponenten und auch in sich
widersprüchliche Momente – nicht zuletzt weil auch die
Gesellschaft, deren subjektive Reflexion sie darstellt,
widersprüchlich ist.

Eine nicht gesellschaftsbezogene Betrachtung führt das dazu, dass
die Ungleichheit von Mann und Frau in der gesellschaftlichen
Arbeitsteilung als Effekt biologischer „natürlicher“
Unterschiede erscheint oder als Auswirkung eines Diskurses, Narrativs
betrachtet wird.

Dieser Biologismus sitzt ebenso wie Identitätspolitik und
Queerfeminismus gesellschaftlichen Oberflächenphänomen auf. Er
nimmt die Identität (oder im Fall des Letzteren den Diskurs), also
eine bewusstseinsmäßige Widerspiegelung der gesellschaftlichen
Arbeitsteilung zum Ausgangspunkt, nicht die materiellen, alltäglichen
Grundlagen der Gesellschaft: die herrschenden
Produktionsverhältnisse.

Wenn aber die gesellschaftlichen Verhältnisse (Ausbeutung,
Unterdrückung) nur vermittelt, ideologisiert im Bewusstsein und in
Rollen„zuweisungen“ erscheinen können, so kann auch nicht aus
der eigenen Erfahrung unmittelbar auf die Wurzeln oder die
gesellschaftliche Bedeutung der eigenen Unterdrückung/Ausbeutung
geschlossen werden.

Das Verhältnis von kapitalistischer Ausbeutung zu
Frauenunterdrückung lässt sich aus der unmittelbaren Erfahrung
nicht ableiten. So stellt das Kapitalverhältnis (und damit die
Ausbeutung der Lohnarbeit) das grundlegende gesellschaftliche dar.
Das bedeutet jedoch keineswegs immer, dass die Lebenslage der
Arbeiter_Innenklasse am schlechtesten wäre. In etlichen Ländern
oder ganzen Perioden kann die der Kleinbauern/-bäuerinnen und
Landlosen deutlich schlechter sein. Nichtsdestotrotz vermögen diese
keine konsequent revolutionäre Kraft zu konstituieren aufgrund ihrer
gesellschaftlichen Lage als, wenn auch in Auflösung begriffener,



Teile des Kleinbürger_Innentums.

Auch der Unterschied zwischen Ausbeutungs- und
Unterdrückungsverhältnis lässt sich nicht aus der Erfahrung
erkennen und verstehen, lässt sich nicht aus der Identität der
Ausgebeuteten oder Unterdrückten herleiten, weil die Identität
selbst objektiv gesellschaftlich geprägt ist, also „funktionale“
unterm Kapitalismus spezifische objektive Bewusstseinsformen,
Fetischformen (nicht nur im Sinn von falschen Zuschreibungen)
hervorbringt.

Identitätspolitik geht nicht vom Menschen als „Ensemble
gesellschaftlicher Verhältnisse“ aus, sondern vom Individuum. Die
gesellschaftlichen Verhältnisse werden nicht als konstitutiv
eingeführt, sondern bei der Analyse erst nachträglich (z. B.
in Form von Kritik an Privilegien, diskursiven Zuschreibungen usw.)
hinzugefügt und auch dann in der Regel auf der Ebene von
Verteilungsverhältnissen, nicht des ihnen zugrundeliegenden
kapitalistischen Produktionsverhältnisses und eines Verständnisses
der Totalität der bürgerlichen Gesellschaftsformation.

Damit werden zwar reale Erscheinungsformen zur Kenntnis genommen
und betont, aber auf einer falschen methodischen Grundlage, in der
z. B. Klassenverhältnisse nur als ein weiteres Attribut von
Diskriminierung und (autoritärer) Herrschaft erscheinen, nicht als
grundlegendes Ausbeutungsverhältnis.

Daher kann ein Programm auf Basis der Identitätspolitik
bestenfalls eklektisch sein, nicht revolutionär.

Daher muss der Marxismus Identitätspolitik grundsätzlich und in
jeder Form ablehnen, insbesondere  auch die Vorstellung,
Klassenpolitik als eine Form der Identitätspolitik zu begreifen. Das
würde bedeuten, Marxismus auf Ökonomismus zu reduzieren.

Die Ablehnung der Identitätspolitik bedeutet dabei nicht, die
Wichtigkeit eigener Erfahrung und der Bedeutung kollektiver Identität



abzulehnen. Im Gegenteil: Deren Betonung stellt ein wichtiges Element
revolutionärer Politik dar. Aber diese kann nicht spontan zu
revolutionärer Politik führen. Revolutionäres Klassenbewusstsein
erfordert vielmehr eine Verbindung kollektiver Erfahrung mit dem
Marxismus. Dies wiederum bedeutet den Aufbau einer revolutionären
Partei und Internationale, eines internationalen Kampfverbandes der
entschlossensten und bewusstesten Teile der Arbeiter_Innenklasse und
aller Unterdrückten auf der Basis eines Programms, dem eine
wissenschaftlich fundierte Verallgemeinerung geschichtlicher
Erfahrung zugrunde liegt.

Vergesellschaftung  der
Hausarbeit
Ella Mertens, REVOLUTION Österreich, Fight! Revolutionäre
Frauenzeitung Nr. 9

Obwohl Frauen rund 60 Prozent mehr Zeit für unbezahlte Haus- und
Sorgearbeit – Kochen, Putzen, Kinder- und Krankenbetreuung –
aufbringen als Männer, werden weder diese Arbeit noch die sie
Ausübenden besonders geschätzt. Nicht nur nicht gewürdigt wird die
Hausarbeit, sie wird größtenteils nicht einmal als Arbeit
wahrgenommen. „Niemand bemerkt sie, es sei denn, sie wird nicht
gemacht.“ (Barbara Ehrenreich, 1975)

Dieses Ungleichgewicht in der geschlechtlichen Aufteilung der
Hausarbeit geht mit einem Ungleichgewicht in der Aufteilung der
bezahlten Arbeit einher: In Deutschland ist rund die Hälfte aller
Frauen teilzeitbeschäftigt – unter Müttern ist diese Zahl noch
höher. Gleichzeitig arbeiten 88,8 % der Männer ausschließlich
in Vollzeit – eventuelle Vaterschaft beeinflusst diese Zahl kaum.

https://onesolutionrevolution.de/vergesellschaftung-der-hausarbeit/
https://onesolutionrevolution.de/vergesellschaftung-der-hausarbeit/


Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung bildet die Grundlage für
ein Machtgefälle innerhalb der bürgerlichen Familie: die
(Haus-)Frau ist finanziell von ihrem Mann abhängig, während
gleichzeitig ein Großteil der Reproduktionsarbeit von ihr verlangt
wird.

Die Pandemie hat diese Doppelbelastung nochmal massiv verstärkt.
Gleichzeitig gibt es einige Stimmen, die glauben, dass Homeoffice die
Situation für Frauen verbessert, da sich diese dann „flexibler“
aussuchen können, wann sie denn die unbezahlte Mehrarbeit erledigen
können. An dieser Stelle wollen wir aufzeigen, dass das nur eine
Scheinlösung ist und was wirklich hilft, das Problem zu lösen. Doch
bevor wir dazu kommen, wollen wir klären, warum es überhaupt diese
Form der unbezahlten Arbeit gibt.

Was ist Reproduktionsarbeit?
Der Begriff der Reproduktionsarbeit geht auf Karl Marx zurück und
bezeichnet die Wiederherstellung der Arbeitskraft (also die Fähigkeit
produktive Arbeit zu verrichten), sowohl im individuellen als auch im
gesellschaftlichen Bereich. Es zählen dazu alle Tätigkeiten, die
direkt zum Erhalt des menschlichen Lebens dienen (Waschen, Kochen,
Pflegen, Erziehen). Sie kann gegen Lohn oder unbezahlt stattfinden.
Die Reproduktionsarbeit stellt in der Regel keine produktive Arbeit
für das Kapital dar, weil sie meist keinen Mehrwert generiert
(obwohl es auch Unternehmen gibt, wo Reproduktionsarbeit einen Profit
für das Kapital schafft wie z. B. bei privaten
Krankenhauskonzernen). Produktiv bedeutet hier vor allem die Stellung
welche die Arbeit zum Kapital hat und keine moralische Wertung.

Auch wenn die Reproduktionsarbeit in bestimmten Entwicklungsphasen
(z. B. Expansion nach dem 2. Weltkrieg) selbst Tendenzen zur
Vergesellschaftung unterliegt, so verbleiben wesentliche Teile im
privaten Haushalt. Gerade in Krisenperioden wird versucht, diese
Arbeiten ins Private zurückzudrängen, wo sie nicht entlohnt werden
muss. Das trifft besonders die Tätigkeit, die wir tagtäglich zum



Überleben brauchen: jene unsichtbare, selbstverständliche
Angelegenheit der Hausarbeit, die mehrheitlich von Frauen verrichtet
wird.

Die für den Kapitalismus typische Struktur stellt dabei die
bürgerliche Kleinfamilie dar. Dabei erfüllt sie unterschiedliche
Aufgaben. So dient sie für die Familien der Arbeiter_Innenklasse
dazu, die Ware Arbeitskraft zu reproduzieren. Gleichzeitig wird
dadurch die geschlechtliche Arbeitsteilung zwischen Männern und
Frauen reproduziert und an die nächste Generation vermittelt.

Aber was ist mit Kindergärten, Krankenhäusern und Schulen? Ist
das nicht widersprüchlich, dass es die gibt, wenn versucht wird,
alle Kosten zu sparen? Diese Teile der Care-Arbeit, die
gesellschaftlich organisiert werden, resultieren aus Kämpfen der
Arbeiter_Innenbewegung, verstärkter Nachfrage nach (weiblicher)
Lohnarbeit sowie den gestiegenen Anforderungen an die Arbeitskraft.
Beispielsweise Schulbildung ist ein Bereich, der (zumindest
teilweise) staatlich organisiert wird, u. a. damit die einzelnen
Kapitalist_Innen nicht die Ausbildungskosten tragen müssen, was
einen Konkurrenznachteil gegenüber ihrer Konkurrenz mit sich bringen
würde, die ausgebildete Arbeitskräfte einstellt, aber nicht für
ihre Ausbildung bezahlt. Deswegen tritt an ihrer Stelle der Staat als
ideeller Gesamtkapitalist und trägt die Kosten, welche auch durch
Steuern von der Arbeiter_Innenklasse eingetrieben werden.

Insgesamt sind diese Care-Bereiche oftmals schlecht bezahlt und
unterliegen wie beispielsweise die Arbeit im Krankenhaus dem Druck,
profitabel zu wirtschaften. Generell werden Frauen nicht nur in
schlechter bezahlter Berufe gedrängt, sondern verdienen auch bei
gleicher Arbeit deutlich weniger, was wiederum die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Haushalt der
Arbeiter_Innenklasse insgesamt reproduziert.



Was tun?
Individuelle Lösungen wie Homeoffice, Putzhilfen, Absprachen mit
dem männlichen Partner oder Einbeziehung von Freund_Innen mögen
vielleicht unmittelbar helfen. Aber sie sind keine
gesamtgesellschaftliche Lösung, ja sie können, wenn wir z. B.
den überausgebeuteten Sektor weiblicher Haushaltshilfen betrachten,
sogar die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung vertiefen.

Oft sind sie nur für jene möglich, die sich des Problems
überhaupt bewusst sind und es sich „leisten“  können, weil
sie entweder Geld haben, sich von dieser Arbeit freizukaufen oder
über ein Umfeld verfügen, das genügend Zeit dafür bietet. 
Es gibt auch Feminist_Innen, die eine Lösung versucht haben zu
finden. Mit ihrem Werk „Die Macht der Frauen und der Umsturz der
Gesellschaft“ prägten  Mariarosa Dalla Costa und Selma James
die Debatte um die Hausarbeit entscheidend. Aus dieser Theorie
entstand erstmals 1974 in Italien die Forderung nach Lohn für
Hausarbeit. Diese ist allerdings ebenfalls problematisch. Anstatt die
Rolle der Hausfrau abzuschaffen und eine neue Verteilung der
reproduktiven Arbeit zu bieten, institutionalisiert sie sie und
festigt sie somit. Die geschlechtliche Arbeitsteilung  bleibt
erhalten und somit kämpft diese Forderung nicht für eine
konsequente, langfristig Verbesserung für Frauen. Was also tun? Wenn
wir die Doppelbelastung von Frauen beenden wollen, dann müssen wir
das Problem an der Wurzel packen: der bürgerlichen Familie.

Wie stellen wir uns das vor?
Das heißt nicht, dass wir als Kommunist_Innen die Familie
verbieten wollen. In der kapitalistischen Gesellschaft dient, sie wie
oben beschrieben, für die Arbeiter_Innenklasse als Ort, wo die
eigene (und zukünftige) Arbeitskraft reproduziert werden kann. Sie
ist trotz all ihrer Widersprüchlichkeit der Raum, in dem man sich
auch erholen kann. Statt also individuelle Absprachen zu treffen oder
zu hoffen, dass man irgendwann genug Geld verdient, sich



Haushaltshilfen zu leisten, macht es Sinn, gesamtgesellschaftliche
Lösungen zu finden – also die Reproduktionsarbeit auf alle Hände
aufzuteilen.

Dazu braucht man nicht an eine utopische Zukunft in mehreren
Jahrzehnten zu denken, um sich eine vergesellschaftete Hausarbeit
vorstellen zu können. Bereits 1930 gab es in Wien ein Wohnprojekt,
das – zumindest im kleinen Stil – diese Forderungen aufgriff: den
Karl-Marx-Hof. In dem Gemeindewohnbau gab es zusätzlich zu Wohnungen
mehrere gemeinschaftliche Einrichtungen wie kommunale Waschküchen,
Jugendheime und Kinderbetreuungsstellen, die von den Bewohner_Innen
gemeinsam organisiert und genutzt wurden. Für diese Einrichtungen
sprechen gleich mehrere Sachen: Erstens wird die Zeit, die wir
individuell in die Reproduktion stecken, gesenkt, die wir dann
woanders nutzen können. Zweitens beenden wir damit ebenso die
geschlechtliche Arbeitsteilung und damit die Grundlage für die
nervigen Geschlechterrollen, in die wir im Kapitalismus gedrängt
werden.

Wie ist das realisierbar?
Im Kapitalismus hat das Ganze Grenzen. Schließlich geht’s den
Kapitalist_Innen nicht darum, dass wir glücklich sind, sondern um
ihre Profite. Zwar gibt es Tendenzen, wie beispielsweise in
Kriegszeiten, in denen mehr Bereiche der Reproduktion kollektiviert
wurden. Dies diente aber nur kurzfristig dazu, mehr Frauen in die
Produktion zu ziehen. Nach dem Kriegsende wurde das Ganze wieder
geändert und die Frauen entlassen.

Damit es also nach unserem Interesse läuft, müssen wir die
Vergesellschaftung der Hausarbeit selber kontrollieren. Konkret heißt
das, dass wir alle Kürzungen im Bereich der öffentlichen
Reproduktionsarbeit und alle Privatisierungen bekämpfen müssen.
Stattdessen müsste ein massiver Ausbau von
Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen, des Gesundheitswesens und
der Freizeiteinrichtungen erkämpft werden.



Ebenso unterstützen wir im Hier und Jetzt den Kampf für einen
Mindestlohn, angepasst an die Inflation für alle Arbeiter_Innen. Für
alle, die keine Arbeit haben, fordern wir ein Mindesteinkommen in
derselben Höhe. Damit kann auch sichergestellt werden, dass niemand
aufgrund ökonomischer Abhängigkeit gezwungen ist, bei seiner
Familie zu leben, und so Gewalt, Druck oder Mehrarbeit ausgesetzt
sein muss.

Auch wenn im Kapitalismus einzelne Verbesserungen erkämpft werden
können, erfordert eine konsequente Vergesellschaftung der Hausarbeit
die revolutionäre Umwälzung der Gesellschaft. Warum? Eine
Vergesellschaftung der Hausarbeit würde auch bedeuten, dass die
Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft vergesellschaftet wird,
ihr Warencharakter und die Konkurrenz innerhalb der Klasse
eingeschränkt würden.

Daher ist die Vergesellschaftung der Reproduktionsarbeit
untrennbar mit gesamtgesellschaftlicher Planung und Organisation
verbunden. Nur so kann die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in
Produktion und Reproduktion dauerhaft durchbrochen werden.
Pädagogische und andere versorgende Einrichtungen müssen
umstrukturiert und anders geplant werden, und die Neuaufteilung der
Hausarbeit muss durch Räte, die die Arbeiter_Innen selbst
repräsentieren und ihre Beschlüsse umsetzen, in Angriff genommen
und abgesichert werden.

Wir müssen also weiter kämpfen und das Ausbeutungssystem des
Kapitalismus revolutionär überwinden, um allen Menschen eine freie,
selbstbestimmte Zukunft gewährleisten zu können!

Quellen
https://arsfemina.de/rassismus-und-sexismus/vergesellschaftung-der-hausarb
eit

Hausarbeit und Frauenstreik
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Frauenstreik 2019 – aber richtig!

https://www.boeckler.de/de/boeckler-impuls-unbezahlte-arbeit-frauen-leisten-
mehr-3675.htm
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/wiedergelesen-die-frauen-und-der-umst
urz-der-gesellschaft/
http://www.dasrotewien.at/seite/karl-marx-hof

Gewalt gegen Frauen bekämpfen
– Ursachen abschaffen!
Veronika Schulz, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 9,
März 2021

Dass während der Corona-Pandemie häusliche und sexualisierte
Gewalt gegen Frauen drastisch angestiegen ist, wird mittlerweile
allgemein anerkannt. Eine Studie der UN-Frauenorganisation (Einheit
der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Ermächtigung der
Frauen, kurz: UN Frauen; United Nations Entity for Gender Equality
and the Empowerment of Women, UN Women) verweist auf eine Zunahme
der
Hilferufe bei nationalen Hotlines von 25–30 %.

Das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen und Mädchen war schon vor der
Pandemie erschreckend. Nach internationalen Studien wird jede dritte
Frau mindestens einmal geschlagen, vergewaltigt oder ist auf andere
Weise Gewalt ausgesetzt.

Naturgemäß sind diese Zahlen Indikatoren und Schätzungen, weil
ein großer Teil der erfahrenen Gewalt nie öffentlich gemacht wird.
Schon vor Corona fand Gewalt gegen Frauen und Mädchen vor allem im

https://onesolutionrevolution.de/frauenstreik-2019-aber-richtig/
https://onesolutionrevolution.de/gewalt-gegen-frauen-bekaempfen-ursachen-abschaffen/
https://onesolutionrevolution.de/gewalt-gegen-frauen-bekaempfen-ursachen-abschaffen/


engsten Umfeld, im Heim und der Familie statt, die oft als Orte der
Geborgenheit und des Schutzes idealisiert werden. Häusliche Gewalt
gegen Frauen bildete also schon in den letzten Jahren deren häufigste
Form – und das in vielen Ländern (darunter auch in Deutschland)
mit einer steigenden Tendenz.

Der weitere dramatische Anstieg im letzten Jahr wird oft mit der
räumlichen Nähe und Enge sowie größerem Stress durch Homeoffice
und soziale Isolation begründet. Offensichtlich hat die Pandemie den
Fokus auf diese privateste aller Sphären richten müssen, um zu
verdeutlichen, dass die Wohnung allzu oft keinen Schutzraum für
Frauen (und Kinder), sondern für den Täter darstellt, der
Gewaltverbrechen vor der Öffentlichkeit verbirgt.

Dennoch bleibt die Frage: Ist Gewalt gegen Frauen ein Phänomen,
das mit einer prekärer werdenden Situation zunimmt und somit
ökonomische, sicherlich auch psychologische Gründe hat? Oder ist
sie per se mit Männlichkeit verbunden und in deren Natur angelegt?
Wie hängt Gewalt gegen Frauen mit Kapitalismus, Ausbeutung und
systematischer Unterdrückung zusammen?

Diesen Fragen wollen wir uns im folgenden Artikel widmen, weil
davon auch abhängt, welche Politik, welches Programm zur Bekämpfung
dieser Gewalt und ihrer Ursachen notwendig ist.

Gewalttätigkeit  des  Mannes:  genetisch
bedingt?
Unterdrückung von und Gewalt gegen Frauen hat aus
radikal-feministischer Sicht ihre Grundlage oftmals in Faktoren wie
der Rolle der Frau bei der Reproduktion auf der einen und dem Wesen
des Mannes bzw. der Frau auf der anderen Seite. Essentialistische
Argumente, wonach Männer „aggressiver“ sind und „ihre Dominanz
ausnutzen“, blenden soziale Gegebenheiten zugunsten biologischer
nahezu vollständig aus. Einige gehen sogar so weit, Frauen und
Männer als eigenständige Klassen anzusehen, losgelöst von ihrer



Stellung im Produktionsprozess oder ihrem Zugang zu
Produktionsmitteln.

Die deterministische Perspektive, wonach Männer „von Natur aus“
zu Gewalt neigen und aggressives Handeln im männlichen Geschlecht
verwurzelt ist, lehnen wir als Marxist_Innen aus verschiedenen
Gründen ab. Wenn dem so wäre, hätten wir es mit biologischen
Konstanten zu tun. Unabhängig von allen äußeren Umständen und
somit sozialen Gegebenheiten würden Männer zu allen Zeiten der
Geschichte per Geburt den Hang zu Gewaltbereitschaft in sich tragen,
im vermeintlichen Gegensatz zur „weiblichen Natur“. Ein Ende des
Geschlechterkampfes wäre, folgt man diesem Denkschema in aller
Konsequenz, schwer möglich, da die gegebene „männliche Natur“
unveränderbar wäre.

Janet Sayer widerlegt solche und ähnliche Annahmen in ihrem Buch
„Biological Politics. Feminist and Anti-Feminist Perspectives“.
Schon die simple Tatsache, dass durch die Mechanisierung körperliche
Kraft eine geringere Rolle im Produktionsprozess spielte,
verdeutlicht, dass „natürliche“ Kraftunterschiede spätestens
seit der Industrialisierung nicht mehr als (alleiniges/primäres)
Argument für die althergebrachte Arbeitsteilung, anhaltende
Unterdrückung und Gewaltausübung gegen Frauen herangezogen werden
können.

Rezepte des liberalen Feminismus
Am einfachsten wird die Unzulänglichkeit der Argumentation des
liberalen Feminismus offenbar: persönliche Freiheit und rechtliche
Gleichstellung würden gewissermaßen automatisch zur Emanzipation
der Frau führen. Abgesehen von bis heute geführten Debatten um
Frauenquoten, die sich oft nur auf eine Minderheit ohnehin
privilegierter Vorstandsposten beziehen, hat sich die liberale
Gleichheitsillusion nicht bestätigt. Dennoch lohnt ein Blick auf das
Argumentationsmuster liberaler Feminist_Innen.



Anders als der biologisch-deterministische Ansatz radikaler
Feminist_Innen vertritt der liberale Feminismus, wie Sayers
hervorbebt, vorrangig die Sichtweise, dass die geschlechtliche
Unterdrückung ein Hindernis für den freien Markt und dessen
Entfaltung darstellt. Dieser Aspekt kann nicht genug betont und
ebenso kritisiert werden: Es geht bei dieser Idee weder um die
Befreiung der Frau als Selbstzweck oder
humanistisch-emanzipatorischen Akt, sondern vor allem um das
„Funktionieren“ der Ökonomie und die rein formelle Gleichheit.
Liberaler Feminismus kann nicht erklären, weshalb trotz formell
verankerter Gleichberechtigung der Geschlechter in den Verfassungen
„liberaler“ Demokratien Ungleichheit weiterhin existiert, Gender
Pay Gap, Teilzeitfalle und „Gläserne Decke“ seien hier nur als
Schlagworte genannt.

Idealismus, Strukturalismus und historischer Materialismus

Die Mehrzahl feministischer Theorien ist entweder
strukturalistisch (Männer sind unabänderlich gewalttätig) oder
idealistisch (der Wille der Männer stiftet allein Geschichte), führt
somit zu einem „umgekehrten“ Geschlechterkampf. Darüber hinaus
sind diese Ansätze allesamt ungeschichtlich, d. h. sie lassen
außer Acht, dass Frauenunterdrückung und Gewalt gegen Frauen ein
Resultat menschlicher Geschichte, also menschengemacht sind.

Frauenunterdrückung ebenso wie jedwede soziale Unterdrückung
muss geschichtlich erklärt werden. Als Marxist_Innen orientieren wir
uns bei der Analyse an einer Geschichtsschreibung,  die
ausgehend vom grundlegenden Stoffwechsel zwischen Mensch und Natur,
der Arbeit und der von ihr eingegangenen Gesellschaftsverhältnisse
die Gesamtheit aller Gesellschaftsbeziehungen untersucht
(Totalitätsverständnis). Diesem Verständnis gemäß ist die
Geschichte nicht nur die von Staaten und Politik, nicht nur die
„großer Männer“ und ihres Willens, ihrer
Charaktereigenschaften, sondern aller Gesellschaftsmitglieder, v. a.
der arbeitenden Klassen, der Frauen, Jugendlichen und Kinder.



Marxistische Erklärung
Wir als Marxist_Innen können Phänomene wie Gender Pay Gap
erklären, was liberaler und radikaler Feminismus nicht können: Sie
liegen darin begründet, dass Frauen und Männer dem
Produktionsprozess verschiedenartig ausgesetzt sind. Frauen sind
aufgrund Jahrtausende währender geschlechtlicher Arbeitsteilung seit
Beginn der Sesshaftigkeit, die die Voraussetzungen für den Übergang
zur Klassengesellschaft im Ackerbau schuf (neben der auch
nomadisierend betriebenen Viehzucht, die von Beginn an eine männliche
Domäne war), ans Haus gefesselt.

Damit konzentrieren sie sich auf den inneren Kern der Reproduktion
des unmittelbaren Lebens (Kindererziehung, Hausarbeit für den
privaten Bedarf der einzelnen Familien), während Männer den
„Gesellschaft stiftenden“ Teil der Arbeit (Hofarbeit als
wesentliche Quelle des Mehrprodukts, der Revenue für die jeweils
ausbeutenden Klassen, Handel, Handwerk – also gesellschaftliche
Tauschoperationen bedingende Tätigkeiten) überwiegend verrichten.
Innerhalb der Lohnarbeiter_Innenfamilie, in der die Urproduktion
eigener Lebensmittel mangels Besitz an Grund und Boden weitestgehend
weggefallen ist, fehlt sogar jeglicher Produktionsanteil der
proletarischen Hausfrau im eigenen Zuhause. Sie ist „nur“ noch
für die unentlohnte Subsistenzreproduktion und den darüber
vermittelten Anteil an der (Wieder-)Herstellung der Ware Arbeitskraft
verantwortlich.

Ihre Diskriminierung in einer Gesellschaft wie der bürgerlichen,
die nur die Produktion von (mehr) Geld und v. a. Kapital als
sozial wertvoll im wahrsten Sinne des Wortes anerkennt, ist also noch
umfassender als in vorkapitalistischen Klassengesellschaften. Ihre
Arbeitskraft gilt nicht nur als quantitativ geringer, sondern
qualitativ: sie schöpft keinen Tauschwert. Bei der Proletarierin im
Produktionsprozess wirkt sich zusätzlich die geschichtlich ererbte
und ans Wertgesetz angepasste geschlechtliche Arbeitsteilung als
strukturell ungleicher Lohn aus.



Bürgerliche  Demokratie  schafft
unterdrückerische
Spaltungslinien nicht ab
Auch in Gesellschaften mit bürgerlicher Demokratie und formaler
Gleichstellung der Geschlechter stößt diese Gleichheit in der
kapitalistischen Produktionsweise und der damit einhergehenden
Ausbeutung der Arbeiter_Innenklasse an ihre Grenzen.

Der Kapitalismus profitiert von einer zementierten Ungleichheit
der Geschlechter wie auch von der Konkurrenz entlang weiterer
Spaltungslinien: Jung gegen Alt, Stadt- gegen Landbevölkerung, Volk
und Nation gegen Migrant_Innen, um nur einige zu nennen. Der Fokus
auf immer nur einen dieser Teilaspekte bzw. eine Spaltungslinie
verschleiert die eigentlichen Klassenwidersprüche, deren Dynamiken
die jeweiligen Geschichtsepochen prägen. Schon bei oberflächlicher
Betrachtung zeigt sich, dass eben nicht alle, d. h. nicht alle
Frauen, gleichermaßen von Gewalt betroffen sind. Bestimmte Formen
von (sexualisierter) Gewalt treffen hauptsächlich oder besonders
stark Frauen aus der Arbeiter_Innenklasse oder der
Bauern-/Bäuerinnenschaft – und hier wiederum aus den unteren
Schichten: z. B. Frauenhandel, Zwangsprostitution, systematische
Gewalt von kriminellen Banden in Slums und Armenvierteln,
Vergewaltigungen und Gewalt als Mittel in (Bürger-)Kriegen. Hinzu
kommt, dass die ökonomische Abhängigkeit der Frauen aus der
Arbeiter_Innenklasse, aber auch aus Teilen des Kleinbürger_Innentums
von ihren Männern viel größer ist – nicht, weil die Männer
schlechter als jene der Bourgeoisie wären, sondern aufgrund ihrer
Klassenlage.

Es handelt sich also auch bei diesem Themenkomplex um eine
Klassenfrage, die nicht isoliert vom Gesamtsystem betrachtet werden
darf. Der Kapitalismus ist für uns Marxist_Innen nicht nur ein
Produktionssystem, sondern ein gesamtgesellschaftliches. Seine Logik
wirkt in alle Lebensbereiche, prägt unser Denken und Handeln und



formt unsere Gesellschaft demnach auch abseits des Arbeitsplatzes
mehr, als uns oftmals bewusst ist.

Soziale Unterdrückung und Ideologie
Der Kampf gegen Gewalt muss sich gegen die Ursachen der
Unterdrückung wenden. Nicht zu unterschätzen ist dabei die Rolle
von Ideologie, die den Fortbestand der kapitalistischen Gesamtordnung
sichert. Gemeinhin werden die gegebenen gesellschaftlichen
Verhältnisse – auch von den Ausgebeuteten – als legitim
erachtet. Opfer und Täter werden individualisiert, was dazu führt,
dass selbst bei konkreten Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen
kein organisiertes Handeln aus dem Kollektiv heraus erfolgt, sondern
Vereinzelung vorherrscht. Allein das erschwert schon das Erstatten
einer Anzeige enorm. So individualisiert der Untersuchungs- und
Rechtsprechungsprozess durch bürgerliche Polizei und Justiz die
Frauen und reproduziert strukturell die Ohnmachtserfahrung des
Opfers.

Aus marxistischer Sicht ist eine der Hauptursachen von
Frauenunterdrückung die dem Kapitalismus inhärente Trennung von
gesellschaftlicher Produktion und privater Haus- und Sorgearbeit.
Diese schafft neben schlechterer Position für Frauen auf dem
Arbeitsmarkt (s. o.) Abhängigkeiten – beispielsweise vom
Lebenspartner oder Ehemann.

Wesentlich zur Aufrechterhaltung der Unterdrückungsverhältnisse
tragen subtil wirkende gesellschaftliche Mechanismen bei wie z. B.
geschlechtsspezifische Sozialisierung und damit die Reproduktion
stereotyper Verhaltensweisen. Es sind eben keine natürlichen
Vorprägungen, die automatisch für geschlechtliche Unterdrückung
verantwortlich sind. Physische Gewalt ist dabei „nur“ ein Extrem,
die sichtbarste Spitze des Eisberges von (Frauen-)Unterdrückung.



Zunahme der Gewalt und Klassenkampf
Aber wie die Zahlen zeigen, handelt es sich um eine gigantische
„Spitze“. Die Zunahme von Gewalt gegen Frauen – auch im
öffentlichen Bereich – muss vor dem Hintergrund aktueller
gesellschaftlicher Entwicklungen verstanden werden, die die inneren
Spaltungen der Arbeiter_Innenklasse und die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung noch prekärer machen.

Die letzten Jahrzehnte waren hinsichtlich der Lage der Frauen im
Berufsleben durch eine widersprüchlichen Entwicklung geprägt.
Einerseits wurden öffentlich organisierte Teile der
Reproduktionsarbeit zurückgefahren oder privatisiert (und damit
verteuert), andererseits nahm aber die Zahl der erwerbstätigen
Frauen, wenn auch oft in Teilzeitstellen, zu – in manchen
halbkolonialen Ländern wie z. B. Indien sogar in einem sehr
großen Ausmaß. Frauen leisten also nicht nur den größten Teil der
privaten Hausarbeit, auch ihr Anteil an der gesamten Lohnarbeit
steigt.

Dies unterminiert die bestehende Arbeitsteilung. Vor dem
Hintergrund einer strukturellen Krise des Kapitalismus und erst recht
der Verheerung durch die Pandemie bringt diese Entwicklung die Kräfte
der Reaktion auf verschiedene Weise auf den Plan, die sie als
angebliche „Feminisierung“ und einen imaginierten „Genderwahn“
brandmarken. Den aggressiven Antifeminismus des Rechtspopulismus
können wir dabei nur verstehen, wenn wir die Klassenlage des
Kleinbürger_Innentums und der von Deklassierung bedrohten
Mittelschichten in der Krise begreifen. Die Ausweitung von Lohnarbeit
der Frauen wird – obwohl zumeist auf schlechter entlohnte, prekäre
Arbeitsverhältnisse konzentriert und in den „besseren“ Berufen
noch immer krass unterpräsentiert – zur angeblichen „Förderung“
oder gar Bevorzugung von Frauen (und rassistisch Unterdrückten)
verkehrt. Die reale und durchaus berechtigte Abstiegsangst angesichts
verschärfter Konkurrenz und Krise wird nicht den kapitalistischen
Verhältnissen, sondern „den Frauen“ oder „den Minderheiten“



angelastet. Der Feminismus erscheint als Gefahr, die die hart
arbeitenden Männer in den Ruin treiben würde. Da die Führungen der
Arbeiter_Innenklasse zumeist eine passive, wenn nicht gar
chauvinistische Haltung gegenüber lohnabhängigen Frauen einnehmen,
können rechtspopulistische oder gar (halb-)faschistische Kräfte
auch rückständige Arbeiter_Innen für ihre reaktionäre Demagogie
gewinnen.

Die aktuelle Zunahme von Gewalt gegen Frauen muss auch in diesem
Kontext begriffen werden. Die in den letzten Jahren entstehenden
Frauen*streiks und die Bewegung Ni una menos, die in Argentinien
ihren Ausgang nahm, weisen dem Kampf gegen Femizide sowie Gewalt
gegen Frauen und sexuell Unterdrückte zu Recht eine zentrale Stelle
zu.

Dieser inkludiert notwendigerweise den Schutz vor den Tätern.
Dabei dürfen sich die Frauen nicht auf den bürgerlichen Staat
verlassen, sondern es müssen Selbstverteidigungsorgane gebildet
werden, die von der gesamten Arbeiter_Innenbewegung und der
Unterdrückten getragen werden.

Gegen häusliche Gewalt braucht es als direkte Maßnahme
öffentlich finanzierte, selbstverwaltete Frauenhäuser und
Beratungsangebote.

Eine weitere politische Forderung muss sich auf den
flächendeckenden Ausbau an Kinderbetreuungsangeboten beziehen, damit
Frauen eine Erwerbstätigkeit ermöglicht wird, deren Lohn zum Leben
reicht und nicht durch Teilzeit in Aufstockung und später
Altersarmut durch Mindestrente endet, was überproportional
Alleinerziehende trifft. Daran zeigt sich auch, mit welch
finanziellen Einbußen eine Trennung vom Partner oftmals verbunden
ist und warum viele Frauen trotz Gewalterfahrung in einer toxischen
Beziehung verharren.

In den Gewerkschaften, in den Betrieben wie auch in den



Wohnvierteln müssen Kampagnen und Beratungsstellen organisiert
werden, die sich gegen jede Form von männlichem Chauvinismus und
Gewalt gegen Frauen richten, die Opfer unterstützen und für eine
Verhaltens- und Bewusstseinsänderung der Männer wirken.

Damit eine solche Kampagne erfolgreich sein kann, darf sie nicht
nur als Frage individuellen Verhaltens begriffen werden, sondern auch
als eine des kollektiven Ringens gegen den Einfluss reaktionärer
Bewusstseins- und Verhaltensformen in der Arbeiter_Innenklasse.

Der Kampf gegen diese Gewalt muss daher verbunden werden mit dem
um gleiche Rechte, gleichen Lohn und Arbeitsbedingungen. Er muss
verbunden werden mit der Forderung nach Vergesellschaftung der
Reproduktionsarbeit, d. h. einer doppelten Überwindung der
Vereinzelung – sowohl der häuslichen Tätigkeiten als auch der
Gebundenheit der Frau an die (Klein-)Familie.

Zur Umsetzung dieser Forderungen müssen wir uns zusammenschließen
und eine proletarische Frauenbewegung aufbauen, die sich als Teil
einer neuen revolutionären Internationale sieht und für die
Befreiung aller Menschen eintritt.
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